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Wer macht den Preis? ’ 


. Auf die Masse der kleinenLeute — und 
zwar r namentlich in den Städten —kommtesan. 
Man kann also wohl sagen, dass überhaupt alle Er- 
zeugung wirtschaftlicher Güter vom Verbrau- 
cher abhängig ist; auch wenn Unternehmer- 
geist und Arbeiterhände die Waren schaffen, verleiht 
ihnen doch erst der Käufer den wirklichen Wert am 
Markte. Seine Bedürfnisse und Wünsche bestimmen 
Art und Umfang der Erzeugung. Seine Kaufkraft 
und Kaufwilligkeit sind auch die Quelle aller Er- 
zeuger- und Handelsverdienste. Er ist gewisser- 
massen der Auftraggeber der Produzenten. Wunsch 
und Wahl des Käufers ist für diesen Befehl! 

Aus diesem Grunde, so könnte man meinen, 
hätten Produktion und Handel als Ar- 
beitnehmer das grösste Interesse, ihren Brot- 
herrn, den Konsumenten, gut zu behandeln und ihn 
zu pflegen; sicher ist von seiten des Handels, der 
die Sachlage durchaus begriffen hat, nach dieser 
Richtung denn auch alles geschehen, was geschehen 
konnte; schon darum darf die inländische Landwirt- 
schaft nicht zurückbleiben. Aber trotz dieser be- 
herrschenden Stellung in der Gesamtheit der Ver- 
braucher ist in der Praxis der Verbraucher machtlos 
und nur geschützt durch den Angebotswettbewerb 
der Erzeugerseite. Sobald nämlich die Erzeuger 
durch Preisvereinbarungen, Zusammenschluss, Preis- 
kartelle, Syndikate und Trusts den freien Wett- 
bewerb ausschalten, kommt der Verbraucher in eine 
sehr viel ungünstigere Stellung. 

Es ist deshalb sehr wohl verständlich, dass, ie 
mehr sich in den letzten Jahrzehnten die Preis- 
bindungen bei industriellen Erzeugnissen durchge- 
setzt haben, auch von der Verbraucherseite das 
Streben nach Zusammenschluss immer stär- 
ker geworden ist. Anfangs, als die ersten Konsum- 


!) In der «Neuen Zürcher Zeitung» vom 30. Oktober 1931 
finden wir im Beiblatt « Land- und Forstwirtschaft » die obigen 
Ausführungen. Wenn wir auch mit den Schlussfolgerungen 
nicht durchaus einig gehen, so zeigen sie uns aufs neue, wie 
notwendig es ist, dass Produzenten- und Konsumentenorganisa- 
tionen nicht gegeneinander, sondern miteinander arbeiten. 


vereine in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhun- 
derts entstanden, handelte es sich zunächst erst 
darum, den verhältnismässie hohen Kleinhandels- 
aufschlag bei den Gütern des täglichen Verbrauches 
auszuschalten, bezw. zu ermässigen. Bald aber be- 
gnügten sich die unter den verschiedenen Verhält- 
nissen entstandenen Konsumvereine hiermit nicht 
mehr; sie schlossen sich zwecks gemeinsamen 
Einkaufs zu grösseren Verbänden zusammen, uni 
so auch dem Grosshandel gegenüber eine gleichbe- 
rechtigte Marktstellung einnehmen zu können. In den 
letzten Jahrzehnten sind dann die Konsumvereine 
noch einen Schritt weiter gegangen und haben durch 
Aufnahme der Eigenerzeugung versucht, auch 
den industriellen Erzeuger in seiner durch Zusam- 
menschluss sonst leicht entstehenden Monopolstel- 
lung anzugreifen. Ja, in den allerletzten Jahren gehen 
die Konsumvereine zum Teil auch den weitern und 
letzten Schritt: dass sie durch Erwerbung von 
Landgüternsich sogar in die Urproduktion vor- 
wagen und diese selbst in die Hand nehmen. 

Es ist für den Landwirt nun ganz ausserordent- 
lich wichtig, diese ganze Bewegung des Verbraucher- 
zusammenschlusses näher zu beobachten. Wenn 
nämlich auf der einen Seite der industrielle Produ- 
zent, dessen Erzeugnisse ja auch der Landwirt kauft, 
mit Preisvereinbarungen operiert und anderseits der 
Verbraucher, also der Hauptabnehmer landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse, sich zu immer mächtigeren 
Verbänden zusammenschliesst: besteht da nicht die 
Gefahr, dass der Bauer mit seinen Preisen 
schliesslich völlig ins Hintertreffen gerät?... 

Die Landwirtschaft organisiert sich unvergleich- 
lich schwerer als jede andere Erwerbsgruppe; aber 
auch hier drängt die Wirtschaft nach andern Formen 
der Preisbildung. Dr. J. Senn. 


Der schweizerische Städteverband und die 


Konsumenteninteressen. 
fe 
Mitte September hielt der schweizerische 
Städteverband in Baden seine Tagung ab. Die Ver- 
sammlung nahm als Haupttraktandum ein Referat 
ihres Sekretärs, Dr. G. von Schulthess, ent- 
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gegen, das den «Schutz der Konsumenten- 
interessenin der Schweiz» behandelte. 


Schon die Pressemitteilungen liessen erkennen, 
dass Dr. G. von Schulthess diesen Anlass dazu be- 
nützt hatte, um gegen den Verband schweiz. Kon- 
sumvereine und die Konsumvereinsbewegung zu 
polemisieren. 


Wir haben die gegen die Konsumvereine vorge- 
brachten Argumente etwas genauer untersucht; doch 
wollten wir vorerst das Protokoll der Tagung ab- 
warten. Inzwischen erschien der Wortlaut des Re- 
ferates im Druck, ein stattliches Heft von 69 Seiten, 
in dem auf rund 12 Druckseiten so ziemlich alles 
zusammengetragen wurde, was Leute ohne prak- 
tische Erfahrung und ungenügende Einsicht in die 
tatsächlichen Verhältnisse gegen die Tätigkeit der 
Konsumvereine vorbringen können. 

Beim eingehenden Studium des Vortrages 
drängte sich uns unwillkürlich das Urteil auf: 
weniger — wäreentschieden mehr ge- 
wesen! 

Es ist nämlich für den aufimerksamen Leser eine 
Zumutung, 69 Druckseiten lesen zu müssen, um am 
Ende feststellen zu können, dass eigentlich gar nichts 
Positives gesagt worden ist. 

Die Angriffe gegen die Konsumvereine und das 
Forum, auf dem sie erfolgten, erfordern eine Zurück- 
weisung, obwohl wir unseren Lesern gerne diese 
unerquickliche Auseinandersetzung erspart hätten. 

Das Thema entsprang den Verhandlungen am 
Städtetag 1929 in Genf, die zur Annahme einer von 
Herrn Regierungsrat Wenk in Basel vorgeschlagenen 
Resolution führten. 

Die Resolution Wenk lautete: 

«Der Vorstand des Schweizerischen Städtever- 
bandes wird beauftragt, in Verbindung mit sämt- 
lichen betroffenen Kreisen (Konsumenten, Handel und 
Industrie) Mittel und Wege zu prüfen, um der schutz- 
zöllnerischen Politik des Bundesrates zu begegnen, 
gleichzeitig aber auch mit den Vertretern der Land- 
wirtschaft Massnahmen zu prüfen, die ohne Be- 
lastung der städtischen Bevölkerung die Lage der 
Landwirtschaft heben (Absatzorganisationen usw.).» 

Die damalige Situation wird von Dr. von Schult- 
hess kurz folgendermassen geschildert: 

«Der Butterpreis hatte starke Abschläge er- 
fahren infolge der Einfuhr grosser Buttermengen 
aus dem billig produzierenden Ausland. Er war 
nicht nur auf den Vorkriegsstand gesunken, son- 
dern hatte diesen sogar erheblich unterschritten, 
eine Tatsache, die in Verbraucherkreisen vielfach 
als Symptom für den Anbruch besserer Zeiten und 
die endliche Rückkehr zu der billigen Lebens- 
haltung der Vorkriegszeit gewertet wurde. Da 
dekretierte der Bundesrat plötzlich eine Butter- 
zollerhöhung von 50 Cts. per kg. Er beabsichtigte 
damit, die Butterproduktion in der Schweiz anzu- 
regen, bezw. die Umstellung von der Fabrikation 
schwer verkäuflichen Käses auf die Erzeugung 
von Butter zu erleichtern. Als der Preisabschlag 
auf dem Weltmarkt die Massnahme des Bundes- 
rates illusorisch machte, folgte eine weitere Zoll- 
erhöhung von 50 Cts. per kg. Vom Konsumenten- 
standpunkt aus gewann man den Eindruck, als 
wolle man in Bern mit allen Mitteln eine Verbilli- 
gung der Lebenshaltung hintertreiben, als solle 
aller Entwicklung des Weltmarktes zum Trotz der 
hohe Stand der Lebenskosten verewigt werden, 
und die Stimmung führte zur Annahme der Reso- 
lution Wenk.» 


Welche Stellung nimmt nun aber der offizielle 
Vertreter des Städteverbandes der Bauernschaft und 
ihren wirtschaftlichen Nöten gegenüber ein? 

Einige Stellen seines Referates geben hierüber 
sehr klaren Aufschluss. Wir zitieren wörtlich: 

«Es muss zugegeben werden, dass es der 
schweizerischen Landwirtschaft in den letzten 
Jahren nicht gut gegangen ist und dass sie drin- 
gend der Hilfe der Volksgenossen bedarf, um über 
die Krise und die Umstellungszeit, die sie durch- 
macht, hinwegzukommen. Die Unterstützung der 
Landwirtschaft ist also Sozialpolitik und eine 
gleiche Behandlung von Produzenten und Konsu- 
menten in der Preisfrage ist jedenfalls nicht an- 
gängig. Wenige Rappen Milchpreisabschlag be- 
deuten für den Konsumenten eine relativ geringe 
Verbesserung, beim Produzenten können sie sich 
katastrophal auswirken (S. 20).» 

«Das Schweizervolk hat aber in neuerer Zeit 
wieder bewiesen, dass es bereit ist, die Konse- 
quenzen seiner Sympathie für die Landwirtschaft 
zu ziehen . 1923 hat es mit starkem Mehr die von 
der Sozialdemokratie mit grossem Aufwand lan- 
cierte sogenannte Zolltarifinitiative verworfen, die 
doch wohl in erster Linie gegen die schweizerische 
Landwirtschaft und den ihr gewährten Zollschutz 
gerichtet war.') Bei dieser Volksbefragung haben 
von rund 990,000 Stimmberechtigten nur 171,000 
es abgelehnt, der bisherigen bundesrätlichen Zoll- 
politik zu folgen. 

Wir stehen vor der einigermassen verwunder- 
lichen Tatsache, dass das Schweizervolk nicht 
weniger als dreimal mit grosser Wucht seine Zu- 
stimmung zu der in der Resolution Wenk getadel- 
ten «schutzzöllnerischen Politik des Bundesrates» 
gegeben hat. Es hat mit jeder Abstimmung den 
Bundesrat ermutigt, mit dieser Politik weiterzu- 
fahren und hat jeweilen dessen verschärfter 
Schutzzollpolitik mit vermehrter Wucht wieder 
Sanktion erteilt. Esistgarnichtdaranzu 
zweifeln, dass eine neue Volksbe- 
fragung wiedereineglänzendeKund- 
gebung zu deren Gunsten erbringen 
wird (S. 13/14).» 

Nachdem Dr. von Schulthess diese unzweifelhaft 
richtigen Feststellungen gemacht hat, konstatiert er 
weiter: 

«Die Landwirtschaft ist heute bestrebt, sich 
von der übermässigen Milchproduktion abzu- 
wenden und die von ihr früher gepflegten Be- 
triebszweige wieder aufzunehmen, denn für unser 
Hauptprodukt, die Milch und ihre Erzeugnisse, fehlt 
der Absatz immer mehr. Das Ausland hat in der 
Käsefabrikation Fortschritte gemacht und konkur- 
renziert die Schweiz in immer stärkerem Masse. 
Der Milchkonsum geht ebenfalls zurück. Das 
nötigt die Landwirtschaft zu einer gewaltigen 
Umstellung, zu der sie noch ermutigt wird da- 
durch, dass die Not der Kriegszeit den Wert weit- 
gehender Selbstversorgung des Landes dargetan 
hat. Es ist für jedermann selbstver- 
ständlich, dass eine bestehende 
Milchschwemme zur vermehrten 
Versorgung des Inlandes mit Butteı 
verwendet wird (von uns gesperrt. Die 
Red.), dass unsere für die Viehhaltung eingerich- 


‘) Anmerkung der Redaktion: Das stimmt nicht; die Zoll- 
tarifimitiative war in erster Linie gegen die bundesrätliche Praxis 
gerichtet, Zollerhöhungen in grossem Umfange zu dekretieren 
ohne Befragung des Souveräns. 
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teten Bauern sich der Mast zuwenden, dass dort. 
wo es möglich ist, der Getreidebau in seine frü- 
heren Rechte tritt usw. Die dafür notwendigen 
Betriebsänderungen verlangen ein gewaltiges Um- 
lernen und Umdenken, das der Landwirtschaft nie- 
mand abnehmen kann, und das vielleicht noch 
nicht so weit gediehen ist, wie man wünschen 
möchte. Sie muss sich selbst helfen. Die Umstel- 
lungen verlangen aber gerade darum auch die 
Unterstützung des Staates und des nichtlandwirt- 
schaftlichen Teiles der Bevölkerung... 

...Der Landwirtschaft steht zum Schutze 
ihrer Produktion das Mittel der Protektionszölle 
zu. Das hat ihr das Schweizervolk bei jeder Ge- 
legenheit bestätigt... (S. 15/16.)» 

Der Städteverbandssekretär macht also die fol- 
genden Feststellungen: 

1. Der Bauernstand ist in einer Notlage; 

2. er braucht Schutzzölle, die ihm die überwiegende 
Mehrheit des Schweizervolkes bewilligt: 

3. es ist eine Selbstverständlichkeit, dass die ein- 
heimische Butterproduktion gefördert wird. 

Die Butterzollerhöhungen, die zur Resolution 
Wenk geführt hatten, sollten nun eben dem not- 
leidenden Bauer die Möglichkeit geben, Butter zu 
Preisen zu produzieren, mit welchen die Selbst- 
kosten gedeckt werden können. 

Es erhebt sich nun die Frage: Wurde der Kon- 
sument durch die Butterzölle belastet, d. h. sind in- 
folge der Zölle die Butterpreise stark gestiegen ? 

In der folgenden Tabelle finden wir diese Frage 
deutlich beantwortet: 


Preis der Preis der 
Datum Kochbutter Tatelbutter 
1: Aug.1929: "Fr. 457, Tr.'5.63 
1. Sept. 1929 » 5.01 » 6.15 erste Butterzoll-Erhöhung von 
Fr. 20.— auf Fr. 70.— pro 100 kg 
1. Aug. 1930 » 4.47 » 5.49 
1. Sept. 1930 » 4.76 » 5.79 zweite Butterzoll-Erhöhung von 
Fr. 70.— auf Fr. 1%0.— pro 10 kg 
1. Okt. 1930 » 4.90 » 5.91 
1. Dez. 1930 4.73 » 5.72 
1. Juni 1931 » 4,59 » 5,36 
1. Okt. 1931 » 4.35 » 5.48 


Trotz der zweimaligen Zollerhöhung ist heute 
der Preis für Koch- und Tafelbutter billiger als vor 
der ersten Zollerhöhung. Der Bauer erhielt einen 
nach Dr. von Schulthess notwendigen Schutz, und 
der Konsument wurde nicht mehr belastet. 

Auch wenn die einheimischen Landesprodukte 
wesentlich höher zu stehen kommen als die Kon- 
kurrenzprodukte des Auslandes bei mindestens glei- 
cher Qualität, so dürfte sich der Schweizer Konsu- 
ment, wieder nach Dr. von Schulthess, kaum be- 
klagen, denn auf Seite 21 seiner Abhandlung schreibt 
er wörtlich: 

«Es soll dazu kommen, dass die Schweizer 
Produkte nicht bloss aus Patriotismus, aus so- 
zialem Empfinden oder gar gezwungenermassen 
bevorzugt werden, sondern weil sie besser sind 
oder doch als besser gelten. In England ist es ein 
bekanntes Zeichen gehobener Lebenshaltung, dass 
man, wo immer möglich, Inlandslebensmittel ver- 
wendet. Die Inlandsbutter, das Inlandsei, das 
Frischfleisch figurieren in jedem Laden neben den 
Importprodukten, und zwar zu ganz erheblich 
höherem Preis. Diese Wertung der Inlandspro- 


dukte ist wohlverstanden unter freihändlerischem 
Regime entstanden.» : 

Die Lebenshaltung des Schweizer Konsumenten 

ist im allgemeinen nicht schlecht. Trotzdem die ein- 

heimische Butterproduktion von 950 Waggons im 


Jahr 1920 auf 1600 Waggons im Jahre 1930 ge- 
stiegen ist, hat auch die Buttereinfuhr zugenommen. 
Da die Schweiz keine Butter exportiert, so geht aus 
diesen Feststellungen deutlich hervor, dass der jähr- 
liche Butterkonsum des Schweizers sich steigert. 
Das ist kein schlechtes, sondern ein erfreuliches 
Zeichen. 

Es interessiert unsere Leser sicherlich, nun end- 
lich zu erfahren, was der Städteverband selbst in- 
bezug auf den Konsumentenschutz unternommen 
liat oder zu unternehmen gedenkt. 

Wir haben geprüft und gesucht — leider aber 
nur Negatives feststellen können. 

These VI, die dem Referat zu Grunde gelezt 
ist, lautet nämlich: 

«Der Schweizerische Städtever- 
band ist infolge seiner unpolitischen Einstellung 
und der wirtschaftlich vielfach ungleichartigen In- 
teressen der schweizerischen Stadtverwaltungen 
und ihrer Bevölkerung nicht in der Lage, als Ver- 
treter der Konsumenteninteressen vor den mass- 
gebenden staatlichen Instanzen und dem Parlament 
selbständig aufzutreten. Er wird aber — wie bisher 
— alle sonstigen Bestrebungen unterstützen, welche 
die Stellung der Verbraucher verbessern oder deren 
Verschlechterung hindern helfen.» 

Diese Erklärung ist äusserst dürftig; sie ent- 
spricht aber dem hilflosen Geständnis des Städte- 
verbandssekretärs, wenn er in einer polemischen 
Aeusserung im Verlaufe seines Referates erklärt: 

«Der Städteverband ist Anhänger 
vongar nichts!» 

Angesichts dieses wirklich mageren Ergebnisses 
des eigenen Erfolges, hätte man erwarten dürfen, 
dass Herr Dr. G. von Schulthess die Tätigkeit der 
Konsumvereine, den Vertreter der organisierten 
Konsumenten, wenigstens sachlich zu beurteilen 
versucht hätte, und nicht wesentlich mehr von ihnen 
verlangt, als er dem Städteverband zumutet. Das 
ist aber nicht der Fall. Im Gegenteil, es wird ver- 
sucht — um die eigene Schwäche zu verdecken — 
die Arbeit anderer Organisationen zu verkleinern. 

Wir sehen uns daher veranlasst, in einem zwei- 
ten Artikel zur Kritik an den Konsumvereinen Stel- 
lung zu nehmen. (Schluss folgt.) 
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Die schweizerische Genossenschaitsbewesund 
im Jahre 1930. 


(Schluss.) 

Zum’ Schlusse fügen wir die gewohnte detail- 
lierte Aufstellung über die im Bestand der Konsum- 
vereine eingetretenen Veränderungen und die Ver- 
teilung der Ende 1930 bestehenden Konsumvereine 
auf die einzelnen Konsumvereinsverbände an. 


Eintragungen, 
A. Allgemeine Konsumgenossenschaften. 
Mit Anschluss an den V.S.K.: 
1. Effingen (Aargau), Konsumgenossenschaft 
gründet und aufgenommen 1930). E 
Capolago (Tessin), Societä cooperativa di consumo di Capo- 
lago (gegründet und aufgenommen 1930). i 
3. Tremona (Tessin), Cooperativa di consumo di Tremona 
(gegründet 1929, aufgenommen 1930). h 
4. Collombey (Wallis), Societe coop&@rative de consommation 
de Collombey (gegründet und aufgenommen 1930). 
. Vouvry (Wallis), Societ€ coop6rative de consommation de 
Vouvry (gegründet und aufgenommen 1930). 
Ohne Anschluss an einen Verband: - 
6. Erschmatt (Wallis), Konsumverein Erschmatt (gegründet 
1929). 


Eifingen (ge- 


1667 


au 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 


16. 
17. 


18. 
19. 


20. 


10. 


11. 


. Oberwil 


B. Landwirtschaftliche Konsumgenossenschaften. 
Mit Anschluss an den V.O.L.G.: 


. Fahrwangen (Aargau), Landwirtschaftliche Genossenschaft 


Fahrwangen (gegründet als Landwirtschaftliche Bezugs- 
genossenschaft in einem früheren Jahre und als solche 
ebenfalls in einem früheren Jahre aufgenommen). 


. Meisterschwanden (Aargau), Landwirtschaftliche Konsum- 


genossenschaft Meisterschwanden (gegründet als Landwirt- 
schaftliche Bezugsgenossenschaft im Jahre 1904 und als 
solche in einem früheren Jahre aufgenommen). 

(Aargau), Landwirtschaftliche Konsumgenossen- 
schaft Oberwil (gegründet als Landwirtschaftliche Bezugs- 
genossenschaft im Jahre 1897 und als solche in einem 
früheren Jahre aufgenommen), 

Bauma (Zürich), Landw. Verein Bauma (gegründet als 
Landwirtschaftliche Bezugsgenossenschaft im Jahre 1895 
und als solche in einem früheren Jahre aufgenommen). 
Dinhard (Zürich), Landwirtschaftliche Genossenschaft Din- 
hard (gegründet als Landwirtschaftliche Bezugsgenossen- 
schaft im Jahre 1887 und als solche in einem früheren Jahre 
aufgenommen). 

Lufingen (Zürich), Landw. Genossenschaft Lufingen (ge- 
gründet 1929, aufgenommen 1930). 

Rheinau (Zürich), Landw. Genossenschaft Rheinau (ge- 
gründet und aufgenommen 1930). 

Seebach (Zürich), Landwirtschaftliche Genossenschaft See- 
bach (gegründet und aufgenommen 1930). 

Seuzach (Zürich), Landw. Verein Seuzach (gegründet und 
aufgenommen 1930). 

Wasterkingen (Zürich), Landwirtschaftliche Genossenschait 
Wasterkingen (gegründet 1929, aufgenommen 1930). 
Winterberg-Lindau (Zürich), Landwirtschaftliche Genossen- 
schaft Winterberg und Umgebung (gegründet 1929, aufge- 
nommen 1930). 

Winterthur (Zürich), Lanwirtschaftliche Genossenschaft 
Ober-Winterthur-Hegi (gegründet und aufgenommen 1930). 
Winterthur (Zürich), Landw. Genossenschaft Reutlingen 
gegründet 1929, aufgenommen 1930). 

Ohne Anschluss an einen Verband: 


Oberiberg (Schwyz), Landwirtschaftliche Konsumgenossen- 
schaft Iberg (gegründet 1929). 


Streichungen. 
A. Allgemeine Konsumgenossenschaften. 
Mit Anschluss an den V.S.K.: 


. Döttingen (Aargau), Konsumgenossenschaft Döttingen und 


Umgebung (infolge Fusion mit der Genossenschaft «Kon- 
sumverein Turgi-Untersiggenthal und Umgebung» im Jahre 
1930, ausgetreten 1930). 


. Adelboden (Bern), Konsumgenossenschaft Adelboden (ofii- 


ziell von Amteswegen, in Wirklichkeit infolge Auflösung 
im Jahre 1927, ausgetreten 1927). 


. Langendorf (Solothurn), Konsumverein Langendorf (ofti- 


ziell infolge Auflösung im Jahre 1930, inoffiziell zu ergänzen 
infolge Abtretung der Aktiven an die Genossenschaft «Kon- 
sumgenossenschaft Solothurn», ausgetreten 1930). 


. Oberkempten (Zürich), Konsumverein Oberkempten (offi- 


ziell infolge Auflösung im Jahre 1930, inoffiziell zu ergänzen 
unter Abtretung des Verkaufsladens an die Genossenschaft 
Ton PUyOHEM, Wetzikon und Umgebung», ausgetreten 
1930). 


Ohne Anschluss an einen Verband: 


. Lostallo (Graubünden), Cooperativa sociale (infolge Ueber- 


ganges an eine Privatfirma im Jahre 1930). 


. Erschmatt (Wallis), Konsumverein Erschmatt (infolge Auf- 


lösung im Jahre 1927). 


. Nendaz (Wallis), Coop£rative ouvriere de Nendaz (infolge 


Konkurses im Jahre 1930). 


B. Landwirtschaftliche Konsumgenossenschaften. 
Mit Anschluss an den V.O.L.G.: 


. Seuzach (Zürich), Landwirtschaftliche Genossenschaft Seu- 


zach (infolge Auflösung im Jahre 1929, ausgetreten 1929). 


. Wald (Zürich), Landw. Konsumgenossenschaft Hübli und 


an (infolge Auflösung im Jahre 1929, ausgetreten 
1929). 
Ohne Anschluss an einen Verband: 
Horgen (Zürich), Landw. Verein Horgen (infolge Verzichtes 
auf die Eintragung im Jahre 1929). 

Allgemeine Konsumaktiengesellschaften. 


Ohne Anschluss an einen Verband: 


Vex (Wallis), Societ€ coop6rative de consommation (von 
Amteswegen). 
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Soweit die Eintragungen und Streichungen des 
ergaben sich für die 


Verbände von Konsumvereinen im Berichtsjahre fol- 
gende Aenderungen: 


Verband schweiz. Konsumvereine. 
Eintritte. 
A. Allgemeine Konsumgenossenschaften: 


. Splügen (Graubünden), Consumverein Rheinwald (gegründet 


1895, eingetragen 1897). 


. Gersau (Schwyz), Allgemeiner Konsumverein Gersau (ge- 


gründet und eingetragen 1929), 


. Saxon (Wallis), Societe coop6rative agricole et ouvriere de 


consommation de Saxon et environs (gegründet 1907, ein- 
getragen 1908). 


B. Landwirtschaftliche Konsumgenossenschaften: 


. Hornussen (Aargau), Konsumgenossenschaft Hornussen (ge- 


gründet nach der Handelsregistereintragung 1910, in Wirk- 
lichkeit 1896, eingetragen 1910). 


Austritte, 
Allgemeine Konsumgenossenschaften: 


. Saxon (Wallis), Societe coop£rative de consommation de 


Saxon (infolge im Handelsregister noch nicht eingetragener 
Fusion mit der Genossenschaft «Societe coop6rative agri- 
cole et ouvriere de consommation de Saxon et environs«), 


Verband der Genossenschaften Konkordia 
der Schweiz. 


Austritte, 
Allgemeine Konsumgenossenschaften: 


. Schaffhausen, Genossenschaft Konkordia in Schaffhausen 


in Liquidation (infolge Auflösung im Jahre 1929). 


. Altstetten (Zürich), Genossenschaft Konkordia Altstetten 


und Umgebung in Liquidation (offiziell infolge Auflösung im 
Jahre 1930, in Wirklichkeit infolge Fusion mit der Genossen- 
schaft «Concordia Allgemeine Konsumgenossenschaft Zü- 
rich»). 


. Oerlikon (Zürich), Genossenschaft Konkordia von Oerlikon 


und Umgebung in Liquidation (offiziell infolge Auflösung im 
Jahre 1930, in Wirklichkeit infolge Fusion mit der Ge- 
nossenschaft «Concordia Allgemeine Konsumgenossenschaft 
Zürich»). 


Verband ostschweizerischer landwirtschaitlicher 


13. 


. Pfungen (Zürich), Landw. Genossenschaft 


. Ellikon a. d. Thur 


. Hombrechtikon 


. Winkel (Zürich), Landw. Verein Winkel-Rüti 


. Staufen (Aargau), Käsereigesellschaft Staufen 


Genossenschaften, 
Eintritte. 
A. Landwirtschaftliche Konsumgenossenschaften: 


. Dorf (Zürich), Landw. Genossenschaft Dorf (gegründet und 


eingetragen 1929), 


. Kyburg (Zürich), Landwirtschaftl. Genossenschaft Kyburg 


gegründet und eingetragen 1929). 


. Oberembrach (Zürich), Landwirtschaftliche Genossenschafi 


Oberembrach (gegründet und eingetragen 1929). 

Piungen (ge- 
gründet und eingetragen 1929). 

B. Landwirtschaftliche Bezugsgenossenschaften: 

S (Zürich), Landwirtschaftlicher 
Ellikon a. d. Thur (gegründet und eingetragen 1888). 


Verein 


. Fischenthal (Zürich), Landw. Verein Fischenthal (gegrün- 


det und eingetragen 1896). 
(Zürich), Landw. Verein 
(gegründet 1907, eingetragen 1908). 


Hombrechtikon 


. Schwamendingen (Zürich), Landw. Genossenschaft Schwa- 


mendingen (gegründet ?, eingetragen 1890). 
(gegründet 
und eingetragen 1898). 


. Winterthur (Zürich), Landw. Genossenschaft Stadel-Grund- 


hof (gegründet 1888, eingetragen 1930). 


. Winterthur (Zürich), Landw. Verein Winterthur und Um- 


gebung (gegründet und eingetragen 1930). 

C, Käsereigenossenschaften: 

(gegründet 
und eingetragen 1900). 


D. Im Schweiz, Handelsregister nicht eingetragene Orga- 
nisationen: 


Volken (Zürich), Landw. Verein Volken (gegründet 1930). 


Austritte, 
A. Landwirtschaftliche Konsumgenossenschaften: 


. Basadingen (Thurgau), Landw. Konsumgenossenschaft Ba- 


sadingen (Austritt freiwillig). 
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2. Rothenhausen (Thurgau), Landwirtschaftliche Konsumge- 
nossenschaft Rothenhausen und Umgebung (infolge Aus- 
schlusses und nachfolgender, im Handelsregister noch nicht 
eingetragener Auflösung). 


B. Im Schweiz. Handelsregister nicht eingetragene Orga- 
nisationen: 
3. Flawil (St. Gallen), Landwirtschaftliche Genossenschaft 
Flawil, Degersheim, Mogelsberg (infolge Auflösung und 
Streichung im Handelsregister im Jahre 1929). 


Fasst man alle Veränderungen zusammen, so 
erhält man folgendes Gesamtbild: 
ESgu 8 Ses 2: 23%, 9 © 
Seas Syees 3 5582 5 
S365 Sesse 5 ae 
# 5 > 9US >! ZI" 0 
Allgemeine Konsum- ” *=” VOr2 >. 
genossenschaften +8 4b +13 
4 —3 7 — 14 
Landw. Konsum- 
genossenschaften + 1 +17 "7. 3 21 
2 8 It 
Alle. Konsumaktien- 
gesellschaften — 1 — 1] 
Landw, Bezugs- 
genossenschaften ar 7 35 7 
— » — ) 
Milchverwertungs- 
genossenschaften an! +1 
Im Schweiz. Handels- 
register nicht ein- 
getr. Vereinigungen u! | 
— 1 — 1 
Summe +9 + 26 +8 +43 
4 3 - 8 -16 31 
Saldo +30 23 #5 °-8 FB 


Es erhöhte sich durch diese Veränderungen die 
Mitgliederzahl des V.S.K. von 518 auf 523 und die 
des V.O.L.G. von 257 auf 275, währenddem um- 
gekehrt die des Konkordiaverbandes von 57 auf 54 
zurückging und die Zahl der keinem Verbande ange- 
schlossenen Konsumvereine sich von 191 auf 183 
verminderte. Am 31. Dezember 1930 verteilten sich 
die Konsumvereine und die Verbänden von Konsum- 
vereinen angeschlossenen Nichtkonsumvereine wie 
folgt: 


Von einem Riesentrust. 


Von Dr, Wilhelm Grotkopp, Berlin. 
IBE 


Die neueste Entwicklung der Wirtschaft ist vor 
allem dadurch charakterisiert, dass sich in die Preis- 
bildung Faktoren einzuschieben versuchen, die das 
Grundprinzip einer rationellen und rentablen Wirt- 
schaft, das der Versorgung der Konsumenten zu den 
denkbar niedrigsten Preisen, aufzuheben trachten. 
Zu diesem Zweck wird auf vielen Gebieten von ein- 
zelnen Firmen eine Monopolstellung angestrebt, wo- 
bei der Charakter dieses Monopoles wirtschaftlicher 
oder politischer Natur sein kann. Der Aufbau eines 
rein wirtschaftlichen Monopoles wird immer nur 
unter grossen Schwierigkeiten möglich sein; denn 
ein rein wirtschaftliches Monopol setzt eine fast bei- 
spiellose wirtschaftliche Machtstellung voraus. Es 
muss nicht nur die Fabrikation des betreffenden Er- 
zeugnisses beherrscht werden, sondern möglichst 
auch die Rohstofigewinnung und der Absatz, denn 
sonst ist ein Einbruch von Aussenseitern in dieses 
Monopol zu leicht möglich. 


Es wird deswegen fast jede Monopolstellung 
irgendwie juristisch oder politisch unterbaut. Die 
wichtigste juristische Stütze einer Monopolstellung 
sind die Patente, dank denen besonders in der che- 
mischen Industrie für einige Erzeugnisse Monopol- 
preise verlangt werden können. Bedeutsam ist vor 
allem in letzter Zeit der politische Unterbau einer 
wirtschaftlichen Monopolstellung geworden. Die 
grossen Wirtschaftsmächte gehen mit dem Staat 
gewissermassen ein Schutz- und Trutzbündnis ein, 
sie lassen sich zunächst einmal gegen die auslän- 
dische Konkurrenz hohe Zölle bewilligen, sorgen 
dafür, dass auf dem heimischen Markt der Aufbau 
eines Trusts oder Kartells durch keinerlei Gesetz- 
gebung gehindert, möglichst sogar staatlich sank- 
tioniert wird. So hat auf dem Wege über die Po- 
litik manche Firma, mancher Wirtschaftszweig in 


= = R 
Verbände 3 ee en ee ae ai ; 
Verein ea ke Konkordia | landwirtschaftl. n umme 
>  |Konsumvereine jap Schweiz | Benossenschaften ; angeschlossen 
| 
1. Allgemeine Konsumgenossenschaften . . . . 3 477 51 2 116 | ») 649 
2. Landwirtschaftliche Konsumgenossenschaften . 1 12 _ 171 34 | *)218 
3. Allgemeine Konsumaktiengesellschaften . _ 9 _ _ 31 | °), 40 
4. Landwirtschaftl. Konsumaktiengesellschaften . == _ _ _ 1 1 
5. Allgemeine Konsumvereine') : _ e -- _ 1 182 
Summe der Konsumvereine 4 498 5l 173 °) 183 °) 909 
6. Spezialkonsumgenossenschaften . 1 —- 16 - _ _ 16 
7. Landwirtschaftliche Bezugsgenossenschaften ; _ _ _ 92 _ 92 
8. Milchverwertungsgenossenschaften . _ — _ 7 _ 7 
9. Landwirtschaftliche Bäckereigenossenschaften . _ —_ _ 1 _ 1 
10. Raiffeisenkassengenossenschaften _ _ 1 _ _ 1 
11. Genossenschaftsbanken = 1 -- _ _ 1 
12. Lebensversicherungs- und Pensionskassen- Ge- 
nossenschaften PL - 2 _ _ _ 2 
13. Volksküchenaktiengesellschaften” = 1 _ _ _ 1 
14. Interessenvertretungsvereine 1 — _ _ — 1 
15. Wohltätigkeitsvereine . _ _ _ _ 1 
16. Stiftungen - - 2 _ e —_ 2 
17. Im Schweizerischen Handelsregister nicht einge. F 
tragene Vereinigungen N )2 a 2 = Br ..0 
Ban 5 ») 523 54 275 °) 183 ’) 1,040 


s) Davon bestehen 14 tatsächlich nicht mehr. *) Davon bestehen 2 


2) Davon besteht 1 tatsächlich nicht mehr. ) Davon bestehen 28 tatsächlich 


#) Davon bestehen 97 tatsächlich nicht mehr. 


1) Als Is Vereine eingetragen. 
tatsächlich nicht mehr. 
nicht mehr. 


5) Davon bestehen I1 tatsächlich nicht mehr. 
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vielen Ländern eine Monopolstellung erhalten. Hin- 
weisen möchten wir an dieser Stelle auf die aus- 
gesprochenen Monopolpreise, die die deutsche 
Landwirtschaft durch Benutzung des politischen 
Apparates erlangt hat, auf die vielen Valorisations- 
versuche, die in den letzten Jahren für mehrere 
Waren unternommen wurden, aber immer nur mit 
staatlicher Hilfe zustande kommen konnten. Diese 
politischen Schutzmittel sind so bedeutsam und vor 
allenı so billig zu haben, dass jede Firma im Kon- 
konkurrenzkampfi diese Mittel anwendet und damit 
die sonst so gern verkündeten Prinzipien des Libe- 
ralismus bereitwilligst verrät. Irgendwie ist jede 
Monopolstellung, ieder wirtschaftliche Machtiaktor 
politisch verankert. Meistens ist diese politische 
Verankerung das Entscheidende; nur selten spielt sie 
eine so geringe Rolle, dass man von einer im wesent- 
lichen wirtschaftlich fundierten Monopolstellung 
sprechen könnte. 

Dies trifft zu für den Unilever-Trust, der die 
gegebenen politischen Möglichkeiten zwar auch 
sehr gern benutzt, aber bisher doch nur in gering- 
fügigem Masse angewandt hat, in seinem Aufbau 
und in seiner Struktur und in seiner Politik im we- 
sentlichen wirtschaftlich eingestellt ist und mit Hilfe 
wirtschaftlicher Mittel eine Monopolstellung ai- 
strebt. Der Unilever-Trust ist noch jüngeren Da- 
tums, nur gut drei Jahre alt, aber durch Zusammen- 
jassung so gewaltiger Gebilde entstanden, dass er 
schon vom Tage der Bildung an als das wichtigste 
Trustgebilde in der Lebensmittelbranche anzusehen 
war, Sein ursprüngliches Interesse lag im wesent- 
lichen in der Margarineindustrie, später traten we- 
sentliche Interessen in der Seifenbranche hinzu. In 
der Margarineindustrie haben die diesen Trust bil- 
denden Firmen schon seit Jahrzehnten eine mono- 
polartige Stellung inne, so dass man mit Recht schon 
in der Vorkriegszeit den betreffenden grossen 
Margarinefirmen und der Frage ein besonderes 
Interesse entgegenbrachte, ob hier ein Gebilde ent- 
stehen würde, das für eine immer wichtiger wer- 
dende Ware ein Monopol erringen und somit einen 
Monopolpreis diktieren könnte. Welche Stellung die 
Margarine im Haushalt des Menschen und der Völ- 
ker einnimmt, sei zunächst kurz geschildert. 


Margarineverbrauch. 

Die Margarine ist bewusst geschaffen worden, 
um die Naturbutter zu ersetzen, um den Massen ein 
der Naturbutter gleichwertiges billiges Fett zu ver- 
schaffen, da das Einkommen der breiten Massen 
einen ausreichenden Butterkonsum als höchst un- 
wahrscheinlich erscheinen liess, aber anderseits aus 


ernährungsphysiologischen Gründen den Massen 
ein der Naturbutter gleichwertiges Fett geliefert 


werden musste. Die Geschichte schreibt diese Idee 
Napoleon Ill. zu. Einem französischen Chemiker 
Möge Mouries gelang die Fabrikation der Margarine 
im Jahre 1869. Sehr bald darauf wurde die Fabri- 
kation der Margarine fast überall aufgenommen, er- 
warben Fabrikanten mehrerer Länder dies Patent. 
Die Folge war zunächst ein sehr scharfer Kon- 
kurrenzkampf zwischen Naturbutter und Margarine, 
wobei in fast allen Ländern die Bauern die Gesetz- 
gebung gegen die Margarine mobilisierten, um 1890 
vielfach besondere Gesetze zugunsten der Butter 
angenommen wurden und der Stand der Margarine 
darüber hinaus durch typische Kinderkrankheitch, 
wie Herstellung schlechter Qualitäten, missglückter 
Sorten, bei deren Genuss sogar Vergiftungen vor- 
kamen, sehr verschlechtert wurde. Aber dennoclı 
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hat die Margarine sich durchgesetzt. Mehrere 
Gründe sprachen mit. Einmal bedingte die wach- 
sende Bevölkerung, die zunehmende Beschäftigung 
der Meuschen in der Industrie einen erhöhten Fett- 
bedarf, der nicht nur aus Preisgründen von der But- 
ter nicht gedeckt werden konnte; denn es war ein- 
fach nicht möglich, Butter in dem Bedarf entspre- 
chenden grossen Quantitäten herzustellen. Zweitens 
verbesserte sich die Qualität der Margarine von 
Jahr zu Jahr, drittens konnte aber trotzdem der 
Preis der Margarine relativ niedrig gehalten werden. 
Es gibt heute Sachverständige, die behaupten, dass 
aie Margarine ernährungsphysiologisch der Butter 
gleichwertig sei, dass höchstens noch ein gewisser 
geschmacklicher Unterschied bestehe, der aber 
sicherlich überwunden werde; bemüht man sich 
doch darum, das der Margarine noch immer feh- 
tende Butteraroma auf cnemischem Wege zu er- 
zeugen. Aber die an die Qualität der Margarine 
zu stellenden Hauptanfiorderungen sind erfüllt. Die 
Margarine schmilzt schon unter der Bluttemperatur, 
sie schmilzt relativ rasch, so dass sie vom Magen 
gut verdaut werden kann. Der Fettgehalt beläuft 
sich im allgemeinen auf 80%, das Fett schmeckt 
neutral. Die Streichfähigkeit der Margarine hat sich 
auch wesentlich gebessert. Unter diesen verschie- 
denen Gesichtspunkten, des Fettgehaltes, der 
Streichfähigkeit und des Geschmackes, wählt maiı 
die Rohstoffe aus. Doch bei der Auswahl der Roh- 
stoffe ist neben diesen Gesichtspunkten von immer 
grösserer Bedeutung geworden, ob genügend Roh- 
stoffe vorhanden sind und ob diese Rohstoffe zu 
einem niedrigen Preis bezogen werden können. Ins- 
besondere aus diesen Gründen ist eine wesentliche 
Aenderung im Rohstoffverbrauch eingetreten. An- 
fangs wurde Margarine im wesentlichen aus tieri- 
schen Fetten erzeugt, von den verbrauchten Roh- 
stofien entfielen um die Jahrhundertwende 70% auf 
tierische Fette, 30% auf pflanzliche Fette und Oele. 
Damals herrschte Oelmargarine vor, d. h. als ur- 
sprünglichster Rohstoff Rindertalg, der geschmolzen, 
geklärt und sonstwie verarbeitet wurde. Doch seit- 
dem ist der Weg von der tierischen zur pflanzlichen 
Margarine zurückgelegt worden. Von den von der 
deutschen Margarineindustrie 1928 verarbeiteten 
Rohstoffen entfielen auf tierische Fette nur noch 6%, 
auf Pilanzenfette und Oele 78% und auf Harttran 
16%. Kurz vor dem Kriege war das Verhältnis zwi- 
schen tierischen und pflanzlichen Rohstoffen etwa 
50:50. Diese Entwicklung zur pflanzlichen Marga- 
rine war zugleich eine Entwicklung zu billigen 
Rohstoffquellen, doch damit keineswegs zu schlech-- 
teren Qualitäten; denn ernährungsphysiologisch be- 
trachtet ist es an sich gleichgültig, ob tierische oder 
pflanzliche Fette als Ausgangspunkt genommen 
werden. 


Dank dieser Verbesserung der Margarinepro- 
duktion ist eine enorme Verbrauchssteigerung mög- 
lich gewesen. Allein in Deutschland, wo sich Pro- 
duktion und Verbrauch ungefähr decken, der Aus- 
senhandel in Margarine keine grössere Rolle spielt, 
stieg die Produktion von 91,000 t um die Jahrhun- 
dertwende auf 200 bis 250,000 t in der Vorkriegszeit, 
360,000 t im letzten Inflationsiahr, 487,000 im Jahre 
1928 und seitdem wohl auf 500,000 t. Die Produktion 
des Jahres 1928 hatte einen Produktionswert ab Fa- 
brik in Höhe von 541 Millionen Mark. Die Margarine 
wurde in 88 Fabriken hergestellt, die fast 9000 Ar- 
beiter beschäftigten. Im Margarineverbrauch be- 
stehen nicht nur von Land zu Land, sondern auch 


von Provinz zu Provinz grosse Unterschiede. Ent- 
scheidend ist hierbei nicht nur die Kaufkraft der Be- 
völkerung, sondern die verschiedene Struktur des 
Konsums, z.B. die Frage, ob man Brot mit Belag 
oder nur mit Butter isst, auch das Problem, ob neben 
Butter und Margarine noch andere Fette, wie z.B. 
Schmalz, von grosser Bedeutung sind. Sind schon 
die Unterschiede im Butter- und Margarinekonsum 
innerhalb eines Landes bedeutend, so erst recht 
zwischen den verschiedenen Ländern. In Frank- 
reich ist z.B. ein sehr geringer Margarinekonsum, 
weil hier vor allem Speiseöle verbraucht werden, in 
den U.S. A. war die Gesetzgebung ein wesentliches 
Hemmnis, in Finnland ist Margarine noch fast ver- 
pönt. In diesen drei Ländern bewegt sich der Mar- 
garinekonsum pro Kopf und Jahr auf nur 1 kg oder 
noch weniger, während Dänemark, das Butter ge- 
wissermassen als ein Luxuserzeugnis exportiert, 
einen Verbrauch von 22 kg pro Kopf und Jahr auf- 
weist. Bei sehr vielen Ländern schwankt der Ver- 
brauch um 8 oder 7 kg, wie z.B. bei Deutschland, 
England, Holland, Schweden. In allen diesen Län- 
dern ist der Margarineverbrauch bedeutender als 
der Butterverbrauch, erreicht der Butterverbrauch 
doch pro Kopf und Jahr selten mehr als 6 kg. Seit 
1913 ist eine sehr starke Steigerung des Margarine- 
verbrauches eingetreten, so z.B. pro Kopf und Jahr 
bis 1928 für Deutschland von 3 auf 7,6 kg, für Eng- 
land von 2,3 auf 6,9 kg, für Holland von 4,8 auf 
8,4 kg, für Dänemark von 15,8 auf 22,4 kg. Als 
Gründe können verschiedene angegeben werden. 
Der Unterschied zwischen Margarine- und Butter- 
preis ist grösser geworden, dabei hat sich aber die 
Qualität der Margarine gebessert, sodass die vielen 
Schichten, deren Einkommen als Auswirkung des 
Krieges zurückgegangen ist, von der Butter zur 
Margarine abzewandert sind. Vor allem ist aber 
anzunehmen, dass in der Nachkriegszeit das Bäcke- 
rei- und Konditoreigewerbe wie auch die Bauern zur 
Margarine übergegangen sind. Neuerdings deuten 
aber mehrere Momente darauf hin, dass die Ver- 
Gdrängung der Butter durch die Margarine aufgehört 
hat, teilweise ist sogar die Margarine wieder von 
der Butter verdrängt worden; zumindest bedeutet 
es für die Margarine schon sehr viel, wenn sie ihren 
prozentualen Anteil am Fettkonsum behaupten kann. 
Doch der Fettverbrauch ist so gewaltig, dass man 
volkswirtschaftlich gesehen nicht von einem Kon- 
kurrenzverhältnis zwischen Butter und Margarine 
sprechen sollte, sondern vielmehr von einer Ergän- 
zung. Aller Voraussicht nach wird auch unter der 
Annahme einer beachtlichen Einkommenssteigerung 
der Bevölkerung der Fettverbrauch der Bevölke- 
rung durch Butter nicht gedeckt werden können. Die 
Margarine wird immer eine sehr starke Stellung 
einnehmen, sie wird sich umso günstiger gestalten, 
ie mehr und ie erfolgreicher an der Verbesserung 
der Qualität der Margarine gearbeitet werden kann. 

In Ergänzung dieser Zahlen über den Verbrauch 
seien noch einige über die Produktion gegeben. 
Deutschland führt als das wichtigste Margarineland; 
seine Margarineproduktion belief sich 1928 auf 
gut 480,000 t, es folgen als die beiden anderen wich- 
tigesten Produktionsgebiete England und Holland 
mit 240,000 bezw. 140,000 t. Ebenso bedeutend wie 
die holländische Produktion dürfte die nordameri- 
kanische sein. Die anderen Länder folgen in wei- 
terem Abstand, so Dänemark mit 75,000 t, Norwegen 
mit 45,000, Schweden mit 43,000, Belgien mit 35,000 
und Frankreich mit 34,000. Die gesamte Welt- 
produktion wird jährlich 1,4 Millionen t geschätzt, 
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wovon 1,15 Millionen t auf Europa entfallen. Von 
dieser europäischen Produktion beherrscht der Uni- 
lever-Trust heute mindestens 80, vielleicht gar 90% ; 
1925 wurde sein Anteil auf 3 geschätzt. 

Was der Margarinekonsum für den einzelnen 
Konsumenten, für den Einkaufskorb der einzelnen 
Hausfrau bedeutet, mögen noch einige Zahlen zei- 
gen. Bei einem Einkommen bis zu S00 Mark wird 
pro Vollperson von einer Arbeiterfamilie nach der 
deutschen Wirtschaftsrechnung 19.15 Mark für 
Margarine ausgegeben. Dieser Ausgabeposten fällt 
in Arbeiterhaushalten mit wachsendem Einkommen, 
es tritt eben an Stelle der Margarine Butter, und 
beträgt bei einem Einkommen von 1500 Mark und 
darüber 13 Mark. Wir können also annehmen, dass 
ein Arbeiterhaushalt unter Annahme von zwei bis 
drei Kindern durchschnittlich 65 Mark für Marga- 
rine ausgibt. Bei einem Angestelltenhaushalt sind Jie 
Ausgaben für Margarine etwas geringer, hier 
schwanken sie zwischen 11,36 bei einem Einkommen 
von mehr als 2000 Mark und 15,46 bei einem Ein- 
kommen zwischen 1000 und 1200 Mark. Am meisten 
bedeutet die Margarine für die ärmsten Schichten; 
sie können pro Vollperson nur gut 700 Mark aus- 
geben, wovon 19 Mark auf Margarine entfallen. 


Das Aufkommen der Trustfirmen. 


Bei dieser Bedeutung der Margarine als Volks- 
nahrungsmittel, bei ihrer wichtigen Stellung im 
Budget des Arbeiters und jeden anderen Haus- 
haltes kann es selbstverständlich nicht unbeachtet 
bleiben, wenn eine einzelne Firma bewusst darauf 
hinarbeitet, sich für dieses Erzeugnis eine Monopol- 
stellung zu verschaffen, und wenn diese Firma, eben 
der Unilever-Trust, in fast allen Ländern schon die 
Mehrzahl der Margarinefabriken, wie oben kurz 
erwähnt wurde, erworben hat. Dieser Margarine- 
trust führt seinen Ursprung auf die bekannten hol- 
ländischen Margarinefabriken van den Bergh und 
Jurgens zurück, die sich um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts in der kleinen holländischen Stadt Oss 
im Buttergeschäft betätigten, und zwar für damalige 
Verhältnisse auf überaus umfassender weltwirt- 
schaftlicher Basis. Beide Firmen gingen sofort nach 
Aufkommen der Margarine in diese Branche hinein, 
bauten ihr Margarinegeschäft sehr gut aus, expor- 
tierten nach den ihnen ja frachtlich relativ günstig 
gelegenen Industriegebieten Deutschlands und Eng- 
lands. In den achtziger und neunziger Jahren wur- 
den die ersten wichtigen Schritte der Expansion 
getan. Die deutsche Zollpolitik, nämlich die Ein- 
führung eines Margarinezolles, zwang beide hollän- 
dische Firmen zur Errichtung eigener Fabriken in 
Deutschland, und zwar errichtete van den Bergh 
1887 seine erste Fabrik in Cleve. Jurgens folgte mit 
der Errichtung einer Fabrik in Goch. Beide Tochter- 
firmen wurden in denkbar nächster Nähe der hol- 
ländischen Hauptfirma errichtet; denn diese beiden 
Tochterunternehmungen wurden im wesentlichen 
von der holländischen Muttergesellschaft aus ge- 
leitet. Aus demselben zollpolitischen Grunde er- 
richtete van den Bereh 1895 in Belgien eine Fabrik, 
auch hier wurde Jurgens bald zu einer entsprechen- 
den Massnahme gezwungen. Von wesentlicher Be- 
deutung war die Bildung der englischen Firma van 
den Bergh Ltd. im Jahre 1890. Hier sprachen jedoch 
eanz andere Gründe mit, handelte es sich doch bei 
der van den Bergh Ltd. um kein Produktionsunter- 
nehmen, wie überhaupt van den Bergh und Jurgens 
vor dem Kriege keine eigenen Fabriken in England 
besassen. Einmal war diese Gründung der eng- 
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lischen Firma notwendig, um von England selbst 
aus das so ausgezeichnete holländische Exportge- 
schäft .nach England zu pflegen und auszubauen. 
zweitens kam man aber auch so an den englischen 
Kapitalmarkt heran. Die holländische Kapitaldecke 
war doch zu schwach, konnte kein sich in ungefähr 
allen Ländern betätigendes Unternehmen tragen, 
nur schwer die zum Ankauf von Fabriken in ver- 
schiedenen Ländern notwendigen Kapitalien auf- 
bringen. Von England liess sich ein Weltmargarine- 
geschäft besser finanzieren, so wurde van den Bergh 
Ltd. gegründet, die selbstverständlich für das Welt- 
marktgeschäft eine wachsende Bedeutung erhielt. 
So hatten beide Firmen schon um die Jahrhundert- 
wende die Grundlagen für ein umfassendes Welt- 
marktgeschäft gelegt. Die Entwicklung um die Jahr- 
hundertwende und bis zum Weltkrieg war eine 
durchaus sprunghafte, teils sehr grosse Erfolge, teils 
auch Rückschläge. Eine Ursache des grossen Er- 
folges war, dass die Verkaufsorganisationen beider 
Firmen an die Detaillisten selbst herangingen. Rück- 
schläge traten vor allem dann ein, wenn die Kon- 
sumenten mit der Margarinequalität schlechte Er- 
fahrungen machten. 

Wir würden uns zu sehr in Einzelheiten ver- 
lieren, wenn wir den Erwerb einer jeden Fabrik 
einzeln aufzeigen, Schritt für Schritt den Aufbau bei- 
der Firmen weiter verfolgen. Wir wollen nur noch 
ein wichtiges Ereignis der Vorkriegszeit erwähnen, 
nämlich die Tatsache, dass in den ersten Jahren 
dieses Jahrhunderts die ersten grossen Reklamefeld- 
züge für bestimmte Margarinesorten geführt wur- 
den, dass damals enorme Summen aufgewandt wur- 
den, um qualitativ gute Margarinesorten durchzu- 
setzen und so die infolge bestimmter Momente auf- 
gekommenen Bedenken der Konsumenten zu zer- 
streuen. Aus der damaligen Zeit sind in Deutschland 
vor allem die Namen Liebreich und Sanella bekannt 
Um 1900 waren beide Firmen interna- 
tional führend. Wo immer irgendeine tech- 
nische Verbesserung ausfindie gemacht wurde, 
wurde sie zunächst diesen beiden grossen Firmen 
angeboten, die über die besten Verwertungesmög- 
lichkeiten verfügten. So erhöhte sich der Vorsprung 
mehr und mehr, Neugründungen konnten sich nur 
schwer durchsetzen, ja alt eingesessene Firmen 
mussten sich diesen beiden Firmen anschliessen, 
wenn aus irgendwelchen Gründen Schwierigkeiten 
aufgekommen waren. Van den Bergh und Jurgens 
stärkten ihre Position von Jahr zu Jahr. 


Der van den Bergh-Konzern hatte seine Inter- 
essen einmal in der 1890 zegründeten van den 
Bergh Ltd. zusammengefasst. Ausserdem wurde 
vom van den Bergh-Konzern im Jahre 1902 die Hol- 
landsche Vereeninging tot exploitatie van Margarine- 
fabrieken gegründet, die diesen Namen jedoch erst 
im Jahre 1912 annahm, vorher Wahnschaffe, Müller 
& Co. hiess. Sie ist eine Holdinggesellschaft. in der 
die dem van den Bergh-Konzern gehörenden Fa- 
briken der verschiedenen Länder zusammengefasst 
sind, darunter auch die deutschen Fabriken. Ausser- 
dem wurde als dritte Zentrale 1913 noch van den 
Berghs Fabriken gegründet. 

Der Jurgens-Konzern ist demgegenüber etwas 
straffer aufgebaut; hier wurde 1906 die holländische 
Zentrale in ihrer jetzigen Form geschaffen, 1919 die 
englische. Beide Firmen haben ausserdem in beiden 
Ländern noch Unterzentralen, so bestehen seit 1920 
die deutschen Jurgenswerke, um die Zusammen- 
arbeit der deutschen Interessen des Jurgens-Kon- 
zernes enger zu gestalten. Für die van den Bergh 
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Interessen besteht in Deutschland seit 1918 eine 
G.m.b.H., die 1926 in die van den Berghs Marga- 
rine A.-G. umgewandelt wurde. Innerhalb dieses 
Gesamtkonzerns wird die juristische Selbständigkeit 
einer jeden Firma weitgehend gewahrt. 


Mit Beginn dieses Jahrhunderts gingen beide 
Konzerne auch in die Rohstofibranche hinein, um 
eben die benötigten Oele in den gewünschten Quan- 
titäten und Qualitäten zu erhalten. Zunächst wurden 
mit Oelmühlen gewisse Abkommen geschlossen, die 
den Bezug der benötigten Oele sicherstellten und so- 
mit den Oelmühlen zugleich einen sicheren Absatz 
verschafften. Später ging man dazu über, eigene 
Raffinerien und Härtungsanlagen zu errichten, die 
Oelproduktion selbst in die Hand zu nehmen, ja es 
wurden sogar eigene Plantagen erworben, wie in 
Java und Celebes. Dadurch wurde die Machtposition 
des Trustes wesentlich und entsprechend erweitert. 
Es war ja nicht nur der Vorteil gegeben, dass die 
Margarinefabriken der beiden Konzerne die be- 
nötigten Oele in der gewünschten Qualität erhielten, 
dass wie die Margarine- so auch die Oelfabriken 
ihre Erfahrungen untereinander austauschen konn- 
ten. Das entscheidende Plus war vielmehr, dass die 
Macht der beiden Konzerne als Einkäufer ungeheuer 
erhöht wurde. Hiermit tauchen eine Fülle überaus 
wichtiger Probleme auf, wie vor allem die des Roh- 
sioffeinkaufes, die an dieser Stelle jedoch nur ange- 
deutet werden können. 


So schuf jeder Konzern für sich eine wirtschaft- 
liche Weltmacht, die Beziehungen zwischen diesen 
Weltmächten waren jedoch lange Zeit wenig er- 
freulich. Es herrschte oft nicht nur der übliche Kon- 
kurrenzkampf, sondern es wurde zu wenig fairen 
Mitteln des Konkurrenzkampies gegriffen, sodass 
die Gerichte zeitweilig zu einem häufigen Treffpunkt 
der Vertreter beider Konzerne wurden. Doch prin- 
zipiell war man sich darüber im klaren, dass man 
eine Zusammenarbeit einem mörderischen Konkur- 
renzkampf vorzuziehen hätte. Sobald sich die ab- 
solut führende Stellung der beiden Konzerne in der 
Margarineindustrie erwiesen und sich klar gezeigt 
hatte, dass die beiden Konzerne nicht mehr die 
Konkurrenz anderer, sondern nur die gegenseitige 
Konkurrenz zu fürchten hatten, bemühte man sich 
um eine Zusammenarbeit. Das erste wichtige Er- 
gebnis war der Gewinnpoolungsvertrag des Jahres 
1907, der bezeichnenderweise nach einem fünf- 
jährigen Patentprozess abgeschlossen wurde. Aber 
entscheidender für den Zusammenschluss als patent- 
rechtliche Gründe waren sicherlich absatz- und 
rreispolitische. Die Käufer hatten sich in dieser 
Zeit zusammengeschlossen, vor allem war die 
Macht der Konsumgenossenschaften erstarkt, die 
als Käufer von Margarine die beiden Konzerne 
gegeneinander ausspielen konnten. Bezeichnend 
hierfür ist folgende Aeusserung des Herrn Leo van 
den Bergh im Rahmen der deutschen Enquete: «Es 
entstanden Einkaufsvereine, wie die G.E.G. die 
sehr grosse Posten Margarine kauften, deren Macht 
man durch Zusammengehen einigermassen aus- 
gleichen musste. Das ist eigentlich im Anfang der 
Grund gewesen, weshalb man sich über Preise un- 
terhalten hat.» Also um in der Preisfestsetzung eine 
stärkere Position einzunehmen, entschloss man sich, 
die Gewinne zu poolen, d. h. nach einer bestimmten 
Quote zu verteilen. Zunächst hatte van den Bergrh 
die grössere Quote, doch bald einigte man sich auf 
50:50. Dieser an sich einfache Vertrag war aber in 
der Praxis nur schwer durchführbar; denn beide 
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Konzerne waren in allen in Frage kommenden Län- 
dern vertreten, die Verrechnung der einzelnen 
Posten war überaus schwierig, der lachende Dritte 
waren die Bücherrevisoren, die ein sich ständig aus- 
dehnendes Betätigungsgebiet erhielten. Die Schwie- 
rigkeiten wurden so gross, dass in der Nachkriezs- 
zeit auf dem Wege des Prozesses eine Einigung 
herbeigeführt werden musste. Im Laufe dieses Pro- 
zesses, der in London stattfand und selbstverständ- 
lich enorme Summen kostete, kristallisierte sich 
immer mehr die Frage heraus, ob denn nicht eine 
engere Form der Zusammenarbeit herbeigeführt 
werden könnte. Mit der Prüfung dieser Frage wur- 
den zwei Herren betraut, die den Vorschlag der 
Zusammenfassung beider Konzerne in einen einheit- 
lichen Trust unterbreiteten. Dieser Vorschlag wurde 
im Herbst 1927 befolgt. Bevor dieser Plan ver- 
wirklicht wurde, hatten also noch die denkbar 
schäristen Gegensätze zwischen den beiden Kon- 
zernen bestanden. Zwar war durch den Gewinn- 
poolungsvertrag eine gewisse Einigung auf dem Ge- 
biete der Preispolitik erzielt worden, aber im Kampf 
um den Kunden konkurrierten doch noch beide Fir- 
men aufs schärfste. Nur im Einkauf von Rohstoffen 
hatte man eine solide Basis gefunden. Jede Partei 
hatte das Recht, sich bei einem getätigten Einkaufs- 
geschäft der anderen mit 50% zu beteiligen. Hier- 
durch waren eine ständige Verbindung zwischen 
den Einkaufsbureaux und eine enge Zusammenarbeit 
eeschaffen worden, aber im Verkaufsgeschäft sah 
es bis zum Zusammenschluss sehr trostlos aus. 


Die Margarine-Union. 

Der Zusammenschluss der Interessen von Jur- 
gens und van den Bergh vollzog sich im Herbst 
1927, und zwar wurden zwei Zentralen geschaffen, 
eine in England und eine in Holland. Diese Doppel- 


eründung erklärt sich aus historischen, geldwirt- 
schaftlichen und steuerwirtschaftlichen Gründen. 


Bei dem Aufbau beider Zentralen hatte sich die Not- 
wendiekeit ergeben, sowohl in England wie in Hol- 
land Zentralorganisationen zu unterhalten. Mit die- 
ser Tradition konnte nicht gebrochen werden, man 
musste in England bleiben, weil man hier schon 
sehr iest sass und weil man auch weiterhin das eng- 
lische Kapital benötigte. Selbstverständlich musste 
auch die alte holländische Hausmacht erhalten blei- 
ben, ihr wurde sogar die Vorrangstellung zuge- 
sprochen. Die englische Firma erhielt den Namen 
Margarine-Union Ltd., die holländische N. V. Mar- 
garine Unie. Das Aktienkapital beider Firmen wurde 
bei der Gründung auf 6,4 Millionen Pfund iest- 
gesetzt, in der Zwischenzeit ist es auf 31 Millionen 
Pfund erhöht worden, worin am deutlichsten die in 
der kurzen Zeit seit der Gründung eingetretene Ex- 
pansion zum Ausdruck kommt. Beide Firmen, die 
Union und die Unie, werden als Einheit betrachtet. 
Die Rechte ‘der Aktionäre sind die gleichen. Die 
Leitung ist ebenfalls die gleiche. Zu diesem Zweck 
ist die Unie an der Union beteiligt. Die Union und 
die Unie wurden von vornherein als Holdinggesell- 
schaften gegründet, ihre wesentlichen Tochter- 
gesellschaften sind die drei grossen Zentralen des 
van den Bereh-Konzerns und die zwei Zentralen 
des Jurgens-Konzerns, die wir oben erwähnt haben. 

Sofort nach Bildung des Margarinetrustes 


machte sich ein sehr starkes Expansionsstreben be- 
merkbar. Ein besonderes Interesse brachte der Trust 
den beiden Konzernen entgegen, 
renten 
Frage kommen könnten, nämlich 


die als Konkur- 
für den Margarinetrust eventuell noch in 
dem mitteleuro- 
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päischen Schicht-Konzern und dem Hartog-Konzern. 
Der Schicht-Konzern hat seinen Sitz in Aussig und 
besitzt ausser in der Tschechoslowakei noch in 
Oesterreich, Ungarn, Polen, Deutschland, in der 
Schweiz, Jugoslawien und Rumänien Fabriken, und 
zwar nicht nur Margarinefabriken, sondern auch 
andere Interessen, wie z.B. in Seifen und Parfüme- 
rien. Zwischen dem Schicht-Konzern und dem van 
den Bergh- und Jurgens-Konzern hatten schon ge- 
wisse enge Verbindungen bestanden. Aus diesem 
bisherigen Freundschaftsverhältnis wurde Anfang 
1929 eine Zusammenarbeit, eine Interessengemein- 
schaft mit der Margarine Unie. Die Repräsentanten 
des Schicht-Konzern, Heinrich und Georg Schicht, 
traten in die Leitung des Margarinetrustes über. 
Ein entsprechendes Abkommen wurde mit dem Har- 
tor-Konzern getroffen. Die Fabriken des Hartog- 
Konzerns wurden dem Margarinetrust angeschlos- 
sen, Jacob Hartog trat in die Leitung des Margarine- 
trusts ein, sodass der Margarinetrust seit 1929 ge- 
wissermassen ein Unternehmen der vier Margarine- 
familien Jurgens, van den Bergh, Schicht und 
Hartog ist. 


Zusammenarbeit mit Lever Brothers. 


Von entscheidender Bedeutung 
wurde die 1929 beschlossene Zusam- 
menarbeit zwischen dem Margarine- 
trust und der bekannten Seifenfirma 
Lever Brothers. Mehrere Gründe haben bei 
dieser Verbindung mitgesprochen. Einmal tritt die 
Gemeinsamkeit der Interessen in Erscheinung. Der 
Margarinetrust hatte sich etwas in der Seifenbranche 
betätiet, Lever Brothers war an der Margarine- 
fabrikation interessiert. Entscheidend waren wohl 
die gemeinsamen Interessen auf dem Gebiete der 
Rohstoffwirtschaft. In beiden Zweigen werden viei- 
fach dieselben Rohstoffe verwendet, beide Gruppen 
traten aber nicht nur als Käufer derselben Rohstoffe 
auf, sondern waren schon selbst in die Plantagen- 
wirtschaft eingedrungen. 

Bei dem Zusammenschluss war an und für sich 
Lever Brothers die grössere Macht, aber dennoch 
war der Margarinetrust führend. Dies dürfte wohl 
darauf zurückzuführen sein, dass die Lever Gruppe 
erosse Verluste in ihrer Rohstoffwirtschaft erlitten 
hatte, Der Margarinetrust hatte den daraufhin ein- 
retretenen Fall der Aktienkurse der Levergruppe 
zum Aufkauf von Aktien benutzt und war finanziell 
ohne Zweifel in einer stärkeren Position als die 
Levergruppe. Hinzu kommt, dass der Margarine- 
trust geschäftlich besser geleitet gewesen sein soll 
als die Levergruppe. 

Der Zusammenschluss wurde so kompliziert wie 
nur irgend möglich vorgenommen. An und für sich 
wurde nur das Stammkapital von Lever Brothers 
mit dem der Margarine-Union verschmolzen, es 
wurde somit Lever Brothers eine Tochtergesell- 
schaft der Margarine-Union und der indischen Mar- 
earine Unie. Diese Verschmelzung sollte ab 1. Ja- 
nuar 1930 in Kraft treten; zum Zwecke ihrer Durch- 
führung wurde das Aktienkapital der Margarine- 
Union um 7,5 Millionen auf 11,6 Millionen Pfund er- 
höht. Doch diese an und für sich einfache Mass- 
nahme wurde durch einige Transaktionen kompli- 
ziert, auf die hier aber nicht weiter eingegangen 
werden soll. Als Konzession gegenüber der Lever- 
gruppe wurde der Name in Unilever geändert. 

Damit ist der äussere Aufbau des Margarine- 
trusts zu einem vorläufigen Abschluss gelangt. In 
relativ kurzer Zeit ist somit Enormes geleistet wor- 
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den. Vor vier Jahren bestand noch ein 
scharfer Konkurrenzkampf, führten die Margarine- 
firmen noch Prozesse gegeneinander, heute kann man 
von einem faktischen Monopol für Margarine und 
Seife sprechen. Mehr als 600 Firmen sind in dieser 
Riesenfirma zusammengefasst, über 3 Milliardeiı 
Franken Aktien sind von den einzelnen Firmen emit- 
tiert worden, der Kapitalwert der 600 Firmen dürfte 
iedoch unter Berücksichtigung der Reservebildung 
und anderer Momente weit höher sein, wohl fast 
fünf Milliarden Franken betragen. 


Jetzt handelt es sich um den inneren Ausbau. 
um die Rationalisierung des Gesamtgebildes. Mit 
dieser Arbeit ist man jetzt beschäftigt, man bemüht 
sich um eine Konzentration der Fabrikation auf die 
günstigsten Standorte, um eine immer engere Zu- 
sammenfassung im Verkauf und Einkauf; man will 
aber dabei die Unabhänglichkeit der einzelnen Fir- 
men so weit als möglich wahren; denn sie haben 
doch auf ihrem Spezialgebiet ihre alte Stellung, ihr 
Name hat jeweilige einen sehr hohen Wert. 


Absichtlich wurde nur geschildet, wie dieses 
Riesengebilde sich allmählich entwickelt hat. Die 
Frage, welche Macht denn nun hier zusammen- 
geballt ist, soll ebenso wie die entscheidende, wieso 
es zu dieser Machtzusammenballung kam, welches 
die eigentlichen Machtgrundlagen sind, in einem fol- 
genden Artikel näher geprüft werden. 


m 


Aus einer Generalversammlung. 


Von einem fleissigen Mitarbeiter und erfahrenen 
Praktiker erhalten wir die nachfolgende Zuschrift: 

Die Mentalität und die Genossenschaftsreife der 
Mitglieder zeigen sich oft an den Generalversamm- 
lungen in einem besonders hellen Lichte. Manchmal 
sind sie sehr erfreulicher Art, manchmal auch wie- 
der nicht. Bekommt man schon an Hand der Be- 
zugsliste ein mehr oder weniger genaues Bild über 
die Genossenschaftstreue der Mitglieder, so zeigen 
uns die Beschlüsse der Generalversammlung, wes- 
sen Sinnes die Mehrheit derselben ist. Nicht un- 
wesentlich und in gewissem Sinne richtunggebend 
sind die Vorlagen, die der Generalversammlung sei- 
tens der Behörden unterbreitet und wie dieselben 
begründet werden. Verraten diese genossenschaft- 
lichen Geist und genossenschaftliche Grundsätze — 
auch wenn sie vielleicht nicht nach jedermanns Ge- 
schmack sind — so wird sicherlich der Beschluss 
der Versammlung in gleichem Geiste ausfallen und 
von gleichem Geiste getragen sein. Etwas anderes 
ist es aber, wenn schon diese Vorlagen von diesem 
Wege abweichen. Dann kann auch von den Mitglie- 
dern nicht erwartet weiden, dass sie ein höheres 
Niveau zum Ausdruck bringen. Denn wie sie er- 
zogen wurden, so werden auch ihre Handlungen und 
ihr Urteil sein. 

Da wurde von einer Generalversammlung z.B. 
beschlossen, das «Gen. Volksblatt» nicht zu 
abonnieren, weil es als sozialistisch ver- 
schrien sei. Nun, wenn man unvoreingenommen 
denken und urteilen würde, so würde man sich ein- 
mal zuerst selber überzeugen, was denn eigentlich 
in diesem Blatte steht. Nur von dem, was die Leute 
«verschrien» nennen, soll sich ein rechtdenkender 
Genossenschafter nicht leiten lassen, noch weniger 
auf solchen Grundlagen Meinungen und Beschlüsse 
fassen. Selber lesen und nachher selber urteilen, das 
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relativ | ist das Richtige. Warum rafit sich denn diese Be- 


hörde nicht auf und beschliesst einfach von sich aus, 
vorerst für einen Monat das «Gen. Volksblatt» allen 
Mitgliedern zuzustellen ? 


Die Kosten kann sie unter Propaganda buchen. 
Auf der vierten Seite kann sie durch eine entspre- 
chende Abhandlung die Empfänger auffordern, das 
Blatt unvoreingenommen zu prüfen und dann ihr 
Urteil und ihre Meinung darüber an der nächsten 
Generalversammlung bekannt zu geben. Was gilt’s, 
es wird nicht mehr als sozialistisch verschrien be- 
zeichnet. Auch mir hat darin nicht immer alles rest- 
los gefallen; aber könnte man dies nicht auch von 
jedem andern Blatte sagen? Es braucht deswegen 
nicht als sozialistisch bezeichnet zu werden. Wenn 
der Inhalt nicht jedem in allen seinen Intentionen 
gefällt, so beweist dies noch gar nichts, beweist 
wenigstens nicht, dass das Blatt sozialistisch ist und 
deswegen von den (Genossenschaftern abgelehnt 
werden soll. Der Titel sagt uns schon, dass es ein 
Blatt für alle Genossenschafter ist, haben diese ihr 
Heu auf dieser oder jener Bühne. Es bekümmert dies 
übrigens die Redaktion auch gar nicht. Bei unvor- 
eingenommener Prüfung des Inhaltes muss aber 
gesagt werden, dass der Vorwurf, es sei ein sozia- 
listisches Blatt, ungerecht ist. Wenn es Genossen- 
schaftsinteressen vertreten soll, so kann es selbst- 
verständlich nicht den Privatkapitalismus, die 
Truste und die Bereicherung Einzelner auf dem 
Rücken Anderer verherrlichen, sondern muss aus 
dem genossenschaftlichen Prinzip heraus dagegen 
Stellung nehmen. So lange dies sachlich und in an- 
ständigem Rahmen geschieht, kann es gerechter- 
weise nicht verurteilt werden. Dann ist die vierte 
Seite des «Gen. Volksblattes» noch das Sprachrohr 
zwischen Behörde, Verwaltung und Mitgliedschaft. 
Wie nötig ein solches Organ ist, zeigen eben wieder 
die Beschlüsse der (Generalversammlung. Denn 
durch diese kann den Mitgliedern Einblick in das 
(jenossenschaftswesen verschafft und erzieherisch 
auf sie eingewirkt werden. Wie sollte dies denn 
sonst geschehen, wenn gerade dieses Aufklärungs- 
und Erziehungsmittel abgelehnt würde? Da muss 
man sich nicht wundern, wenn im Jahresbericht 
gesagt werden muss, dass zum Teil mangelnde Ge- 
nossenschaftstreue einen Umsatzrückgang verur- 
sacht habe. Es ist dies die logische Folge der gan- 
zen Einstellung. 


Die Verwaltungskommission hatte die Ausrich- 
tung einer Rückvergütung von 11% vorgeschlagen, 
die «selbstverständlich » einstimmig genehmigt 
wurde. Gerade dieses «selbstverständlich» und 
dieses « einstimmig » beleuchteten blitzartig die ge- 
nossenschaftliche Schulung der Antragsteller wie der 
Beschliessenden. War denn wirklich niemand da, 
der die 11% Rückvergütung zu hoch fand und auf 
die genossenschaftlichen Grundsätze hinwies? Denn 
nach genossenschaftlichen Prinzipien sollen die Be- 
darfsartikel so billige an die Mitglieder abgegeben 
werden, dass die Unkosten gedeckt, Abschreibungen 
vorgenommen und der Reserve- und Erneuerungs- 
fonds für die Zeiten der Krise usw. gemäss den Sta- 
tuten und Art. 656 O.R. gespiesen werden können. 
Ein allfälliger Ueberschuss ist nach Massgabe der 
Warenbezüge unter die Mitglieder zu verteilen. Nun 
sind aber 11% kein gewöhnlicher Ueberschuss 


Denn entweder wurde zu hoch kalkuliert, d.h. die 
Bedarfsartikel zu 
Abschreibungen 

gespiesen. 


teuer verkauft oder dann die 
und Rückstellungen zu wenig 
Und doch soll in erster Linie dem 
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Grundgedanken von Rochdale, die Bedarfisartikel | werden und die Bürgermeister selber sind die An- 


möglichst billig an die Mitgliedschaft abzugeben, 
sachgelebt werden. Es soll nicht Endzweck sein, 
eine möglichst hohe Rückvergütung herauszuwirt- 
schaften,. sondern durch billige Abgabe der Waren 
preisregulierend zu wirken. Mit solch hohen Rück- 
vergütungen entfernt man sich vom genossenschaft- 
lichen Sinn und Geist und nähert sich bedenklich 
dem Krämergewinn. Denn wo so viel ausbezahlt 
wird, sind eine grosse Zahl der Mitglieder nur beim 
Konsumverein, weil und solange es eine so hohe 
Rückvergütung gibt oder zu erwarten ist und weil 
die Mitgliedschaft daselbst ein Geschäft resp. eine 
Geldanlage zu 11% bedeutet! Nie aber können mit 
diesen Mitteln richtige Genossenschaiter erzogen 
werden; das beweist schon die dreimalige Ablehnung 
des «Genossenschaftlichen Volksblatt»-Abonnements. 
Ein Glück, dass das Abonnement desselben in den 
neuen Statuten des V.S.K. obligatorisch erklärt 
wird. Und noch etwas. Was wird dann geschehen, 
wenn einmal statt Il nur 5% Rückvergütung ausge- 
richtet werden? Ist man sich der Treue der Mit- 
glieder auch dann sicher, wenn eventuell gar keine 
ausbezahlt werden kann? Ich zweifle sehr daran, 
dass das «einstimmige» und «selbstverständliche» 
Beschliessen der 11% Rückvergütung ebenso ein- 
stimmig und selbstverständlich für die Treue zur 
Genossenschaft in schweren Zeiten zum Ausdruck 
kommt, Eine elfprozentige Rückvergütung erscheint 
umso bedenklicher, als der betreffende Verein im 
Vorjahr einen Umsatzrückgang von 13,08% und im 
Berichtsjahre einen solchen von 3,93% verzeichnet. 

Mit Vergabungen wurden elf verschiedene Insti- 
tutionen bedacht. Aber das Genossenschaftliche Se- 
minar (Stiftung Bernhard Jaeggi) ist nicht unter 
den Begiückten. Auch ein Zeichen mehr, wie not- 
wendig die Aufklärung und Belehrung der Mitglieder 
über den Zweck dieses Seminars ist und wie leicht 
bei einer eliprozentigen Rückvergütung auch ein 
Beitrag an das Genossenschaftliche Seminar hätte 
kreiert werden können. Oder ist dieses etwa auch 
als sozialistisch verschrien, dass man es ignoriert? 

Einstimmig wurde ferner beschlossen, eine Sta- 
tutenänderung in dem Sinne vorzunehmen, dass bei 
Wahl eines neuen Verkäufers die betreffende Ge- 
meinde ein Mitbestimmungsrecht habe. Wirklich eine 
beneidenswerte Einstimmigkeit und Einmütigkeit in 
allen drei Beschlüssen! Alle drei zeugen aber auch 
vom Niveau der genossenschaftlichen Schulung. Die 
Behörde kann also nicht mehr nach Prüfung den 
Besten der Guten wählen, sondern die Gemeinde 
muss statutengemäss mobil gemacht werden, um 
einen neuen Verkäufer in den Laden zu stellen. Geht 
da dann auch alles wieder so einstimmig? 

Aus dem entworfenen Bild der im Titel erwähn- 
ten Generalversammlung möge man entnehmen, wie 
notwendig und wichtig die genossenschaftliche Er- 
ziehung und Belehrung der Mitgliedschaft ist und 
wie notwendig es ist, dass auch die Behörden die 
Redlichen Pioniere von Rochdale zu ihrem Vorbilde 
nehmen und ihre Satzungen nachahmen. ss. 


Volkswirtschaft 


Die Ueberspannung der Staatsausgaben. 


Im Osttirol sind die Bauern in den Steuerstreik 
getreten. Sie haben die Regierung wissen lassen, 


dass sie die ausgeschriebenen Steuern nicht bezahlen 


führer bei dieser unblutigen Revolution, Die Sache 
ist aber mehr als ein Kuriosum, nämlich das Symptom 
einer Krankheit, an der die ganze Welt heute leidet. 
Die Auflehnung der kouservativen Tiroler Bauern 
gegen eine konservative Regierung hat im Grunde 
die gleiche Ursache, wie der Abfall der englischen 
Arbeiter von einer Arbeiterregierung, nämlich die 
Ueberspannung der Staatsausgaben. 


In einem früheren Aufsatz wurde erwähnt, dass 
der österreichische Bundesstaat im Jahr über 1500 
Millionen Schilling verbrauche. Das gründete sich 
aber auf Zahlen, die einige Jahre zurückliegen und 
mittlerweile ist bekannt geworden, dass Oesterreich 
im letzten Haushaltiahr bereits auf 2300 Millionen 
Schilling Staatsausgaben gekommen ist, wozu noch 
die Ausgaben der Länder, Gemeinden und der Kirche 
kommen. Alles in allem wird Oesterreich wohl in 
den letzten Jahren 3500 Millionen Schilling, das heisst 
pro Kopf der Bevölkerung 500 Schilling für öffent- 
liche Zwecke verbraucht haben. 

Vergleichsweise sei erwähnt, dass die gesamte 
Steuerbelastung in der Schweiz für den Kopf auf 210 
bis 220 Franken berechnet ist, und da der Oester- 
reicher im Durchschnitt kaum mehr Einkommen in 
Schillingen hat als der Schweizer in Franken, so kann 
man ermessen, wie drückend sich die Steuerlast in 
Oesterreich auswirken muss. Die Bauern in den 
Alpenländern kamen dabei von zwei Seiten in die 
Klemme, da ihr Hauptprodukt, das Vieh, in den letz- 
ten drei Jalıren auf die Hälfte des früheren Preises 
gesunken ist. 

In Deutschland bietet sich dasselbe Bild. Eine 
unverdächtige Stelle, nämlich das Statistische Reichs- 
amt, hat den gesamten Finanzbedarf für Reich, Län- 
der und Ciemeinden für das Jahr 1927/28 pro Kopf 
der Bevölkerung auf 300 Mark und 76 Pfennig be- 
rechnet gegen 124 Mark und 20 Piennig im letzten 
Vorkriegsiahr. Nach dieser Berechnung nehmen die 
öffentlichen Ausgaben dem deutschen Bürger etwa 
28 Prozent seines Einkommens weg, dazu kommen 
aber für den Arbeiter und Angestellten noch die so- 
zialen Versicherungen, deren Sätze sich gegen die 
Vorkriegszeit ebenfalls um ein Mehrfaches erhöht 
haben und etwa 12 bis 14 Prozent seines Verdienstes 
verschlingen. Ferner verteuert die Zollpolitik des 
Deutschen Reiches dem grosstädtischen Arbeiter das 
tägliche Brot und fast sämtliche Nahrungsmittel um 
einen ganz erheblichen Betrag, so dass ihm die Ge- 
setzeebung insgesamt zweifellos über vierzig Prozent 
seines Einkommens abknöpft. Dass ihm eine so Kost- 
spielige Fürsorge unbehaglich wird und dass er an- 
fängt, sein Heil bei den extremen Parteien rechts und 
links zu suchen, kann niemand verwundern. 


Selbst in den reichen Vereinigten Staaten hat 
man sich mit den Staatsausgaben derart übernom- 
men, dass die Bundesregierung für das verilossene 
Jahr ein Defizit von 4500 Millionen Franken und für 
das laufende Jahr von voraussichtlich 7500 Millionen 
Franken registrieren muss. 


Die Ursache dieser fatalen Entwicklung liegt 
wohl in erster Linie in der unhemmbaren Bewilli- 
eungslust der heutigen Parlamente. Jeder Parlamen- 
tarier sucht für den ihm nahestehenden Kreis von 
Interessenten, Wählern und Wahlmachern möglichst 
viel aus der Staatskasse herauszufischen, und wo 
einige hundert der erwählten Gesetzgeber am glei- 
chen Strange ziehen, wird der Widerstand des Fi- 
nanzministers in der Regel leicht zu Falle gebracht. 
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Im Jahre 1927 gab es schon Leute in Deutschland, 
die den Zusammenbruch der deutschen Finanzen vor- 
aussahen und davor warnten, die Beamten wiederum 
besser zu stellen, zumal sie schon damals besser da- 
ran waren als die meisten Arbeiter und Angestellten 
der Privatindustrie, aber der Reichstag überhörte 
alle Warnungen, denn keine Partei wollte die Wahl- 
stimmen der Beamten an eine andere verlieren. Und 
heute muss eine diktatorische Regierung das damals 
angerichtete Unglück durch eine beständige Kürzung 
der Beamtengehälter wieder gut machen, weil die 
erwählten Gesetzgeber zu feige sind, das Odium der 
Unpopularität strenger Sparmassnahmen auf sich zu 
nehmen. Vor jenem Teil ihrer Aufgabe, der den Mut 
zu einem harten Nein erforderte, sind die parlamen- 
tarischen Gesetzgeber Deutschlands davongelaufen, 
das ist die letzte Ursache des Zusammenbruchs der 
parlamentarischen Demokratie in Deutschland. 
Man braucht kein Prophet zu sein, um voraus- 
zusehen, dass die unablässige Steigerung der Aus- 
eaben auch für die schweizerische Demokratie zur 
Schicksalsfrage werden wird. Bei der Begründung 
des modernen parlamentarischen Regiments kam die 
Eidzenossenschaft im Jahre 1850 noch mit fünf Mil- 
lionen Franken Ausgaben aus, um die Jahrhundert- 
wende waren es bereits sechzig Millionen, vor dem 
Kriege etwa hundert Millionen, und heute hat das 
Ausgabenbudget der Eidgenossenschaft bereits die 
Vierhundert-Millionen-Grenze überschritten. Ein gu- 
ter Teil dieser Mehrausgaben entfällt zwar auf die 
Verzinsung und Tilgung der Kriegsschuld, aber auch 
in andern Dingen ist die Eidgenossenschaft mit dem 
Geldausgeben recht grosszügig geworden. Das De- 
partement des Innern verbrauchte 1911 16,8 Millio- 
nen, für das neue Rechnungsjiahr 1932 sind seine Be- 
dürfnisse auf 46 Millionen veranschlagt, das Volks- 
wirtschaftsdepartement erforderte 1911 nur 15 Mil- 
lionen Franken, während für 1932 80 Millionen an 
Ausgaben veranschlagt sind, für das Militärwesen 
gab die Eidgenossenschaft 1911 44,8 Millionen aus, die 
sich für 1931 bereits auf 99 Millionen erhöht haben. 
Während ein Grosstaat wie England seine Wehraus- 
gaben mit Einschluss der Luftwaffe gegen die Vor- 
kriegszeit um weniger als fünfzig Prozent erhöht hat, 
hat die Eidgenossenschaft die Wehrausgaben um 
mehr als hundert Prozent gesteigert. Und das 
Schlimmste ist, dass so starke Kräfte am Werke sind, 
um den Bund zu immer vermehrten Ausgaben zu 
drängen. Die Bundesbeiträge im weiteren Sinne, die 
1920 bereits 36,5 Millionen Franken erforderten, sol- 
len für 1932 mit 150 Millionen vorgesehen sein. An- 
gesichts der Geldentwertung seit 1920 ist das fast 
eine Verzehnfachung der Ausgaben für Bundesbei- 
träge in zehn Jahren. Es wird nötig sein, das Schwei- 
zervolk viel nachdrücklicher als bisher auf diese Ent- 
wicklung hinzuweisen, wenn ein finanzieller Zusam- 
menbruch der Schweiz vermieden werden soll. 


Kreiskonferenzen 


Herbstkonierenz des Kreises IXa. Bei ziemlich 
unfreundlichem Wetter versammeiten sich die Dele- 
gierten des Kreises IXa im «Hötel du Lac» in Weesen 
zu der ordentlichen Herbstkonferenz. Mit svmpa- 
thischen Worten begrüsste der Präsident, Herr Rud. 


Störi, Hätzingen, die Versammlung. Speziell be- 
grüsste er die Vertreter des V.S.K., Herrn Dr. Schär 
und Herrn Domeisen. Mit besonderer Freude aber be- 


erüsste er Herrn Friedr. Hefti, Rapperswil, der nun 
auf eine 25jährige Tätigkeit im dortigen Verbands- 
verein zurückblicken könne. Auch unserem Kreise 
habe er als Aktuar grosse Dienste geleistet. In 
seinem Rückblick konstatierte Herr Störi, dass 
die Wirtschaftslage im allgemeinen keine gün- 
stire sei und dass die Krise ihren Höhepunkt wohl 
noch nicht erreicht habe. Es gebe nur ein Mittel, 
vm aus dieser schweren Zeit herauszukommen und 
das sei: Zusammenschluss! Wir tagen heute wieder 
in der Zeit der Schweizerwoche, und da appelliert er 
an die Delegierten und deren Frauen, nur Schweizer 
Waren zu kaufen. Es sei widersinnig, Millionen von 
Franken für fremde Waren auszugeben und dadurch 
unsere Industrie zu schädigen und unsere Arbeiter 
brotlos zu machen. Auch die Konsumvereine haben 
ein grosses Interesse an guten Verdienstverhält- 
nissen. Dann erinnerte Herr Störi an die Delegierten- 
versammlung in Genf, die eine grosse Kundgebung 
für unsere Sache gewesen sei, und an) die verschiede- 
nen Kurse im Genossenschaftlichen Seminar und an 
den internationalen Genossenschaftstag. Bei dieser 
Gelegenheit appellierte er an die Vereine, an das 
Seminar zu denken und dasselbe finanziell zu unter- 
stützen, um damit dem Gründer und Leiter des- 
selben, Herrn Dr. Jaeggi, für seine grosse Arbeit zu 
danken. Die beiden Instruktionstage für das Ver- 
kaufspersonal, die unser Kreis durchführte und von 
etwa 160 Personen besucht waren und an denen 
Frl. Burggraf, die Herren Degen und Domeisen, so- 
wie einige Vorstandsmitglieder sich rege beteiligten, 
waren von Erfolg begleitet. Wir sind der Ueber- 
zeugung, dass sie ihren Zweck vollständig erfüllt 
haben. Ueber die Verbandstreue der Vereine unseres 
Kreises bemerkte Herr Störi, dass im ersten Se- 
mester 1931 15 ‘einen Mehrbezug und 17 einen 
Minderbezug beim V.S.K. aufweisen. Zugegeben sei. 
dass die wirtschaftlichen Verhältnisse und der Preis- 
rückgang eine grosse Rolle spielen. In seinem Be- 
»icht über die Ergebnisse der Revisionen der Treu- 
bandabteilung bei den Vereinen bemerkte er, dass 
in unserm Kreise die Verhältnisse gut seien und dass 
die meisten Vereine sehr gut stehen. Verschiedene 
haben am Warenlager mehr abgeschrieben, was bei 
den Preisabschlägen von Nutzen sein kann. Auch 
den Ausständen ist volle Aufmerksamkeit geschenkt 
worden, indem diese bei verschiedenen Vereinen 
zurückgegangen sind. Für viele Genossenschaften 
bedeuten diese Ausstände eine grosse Gefahr, daher 
dürfen diese nicht ausser acht gelassen werden. In 
Bezug auf das Verhältnis vom Eigenkapital zum 
Fremdkapital sei zu bemerken, dass dasselbe bei 
einigen Vereinen noch ungenügend sei. Die Gewähr 
für die Sicherheit der Spar- und angenommenen 
Gelder sei mit wenig Ausnahmen vorhanden. Im all- 
emeinen sei es, gegenüber dem letzten Jahr, besser 
geworden, und es sei zu konstatieren, dass den da- 
maligen Bemerkungen bestmöglichst nachgelebt 
worden sei. Der Sprechende ist überzeugt, dass 
die Vorstände der noch schwachen Vereine eifrig 
bemüht sind, dieselben vorwärts zu bringen. 
Dem verstorbenen, langjährigen Mitkämpfer, Fritz 
Schneider, Lintthal, widmete der Vorsitzende einen 
warmen Nachruf. Die Delegierten erweisen dem- 
selben die übliche Ehrenbezeugung. 


Beim Uebergang zur Tagesordnung teilt der 
Präsident mit, dass Traktandum 4, Referat von Frau 
Münch, Basel, ausfallen werde und auf eine spätere 
Konferenz verschoben worden sei. Der Appell ergab 
die Anwesenheit von 71 Delegierten, fünf Vorstands- 
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mitgliedern und zwei Vertretern des V.S.K. Das Pro- 
tokoll wird verlesen, diskussionslos genehmigt und 
bestens verdankt. Zu Traktandum 3, Statutenrevision 
des V.S.K., sprach Präsident Störi den Wunsch aus, 
dass am Schluss der Diskussion eine Abstimmung 
stattfinden solle, damit wir über die Stimmung in 
unserem Kreis orientiert werden. Herr Dr. Schär, 
Vizepräsident der Verwaltungskommission, referierte 
über die geplante Revision. Die vorgenommenen 
Aenderungen entsprechen zum Teil den Anregungen 
von Vereinen und Kreiskonferenzen, zum andern 
Teil haben sie sich aus der Praxis ergeben. Wir 
wollen nicht das ganze Referat wiedergeben, das 
Herr Dr. Schär gehalten hat. Nur drei Punkte wollen 
wir herausgreifen, die nachher Anlass zur Opposition 
gaben. Es sind dies Bezugspflicht, Obligatorium 
der Verbandspresse und Zulassung von Verbands- 
vertretern bei den Generalversammlungen der Ver- 
eine. Gegen diese drei Punkte erhob sich in der 
Diskussion sofort scharfer Kampf. Verwalter Michel 
kann sich mit der Bezugspflicht nicht befreunden. 
Es gehe nicht an, die Vereine zu zwingen, alles beim 
V.S.K. zu beziehen. Der Kanton Glarus z.B. sei 
weit von Basel weg, und daher machen die Frachten 
einen erheblichen Teil der Unkosten aus. Man sei 
also der Kosten halber genötigt, so viel als möglich 
in der Nähe zu kaufen. Die Autobelieferung sei ja 
wohl gut, aber die Frachten müssen eben doch be- 
zahlt werden. Dann sei im Kanton eine Teigwaren- 
fabrik, die man auch berücksichtigen müsse. Er ist 
der Meinung, dass man den alten Paragraph stehen 
lassen soll. Herr Schmon, Mels, betonte, dass die 
Statuten für den Verband das seien, was die Ver- 
fassung für den Staat. In der vorgeschlagenen Re- 
vision seien einige Punkte, denen man Opposition 
machen müsse. Er nannte die Bezugspflicht, die Teil- 
nahme von Vertretern des Verbandes an den Ge- 
neralversammlungen und das Obligatorium der Ver- 
bandspresse. In Mels sei das Abonnement für das 
«Genossenschaftl. Volksblatt», trotz Anstrengungen 
des Vorstandes, abgelehnt worden. Nun müsste ihr 
Verein sich anders entschliessen, sonst würden sie 
sich in Gegensatz zu den Verbandsstatuten stellen. 
Und wenn man diese nicht handhaben würde, wären 
es nur papierne Punkte und daher nicht nötig. Bei 
Zwang wären Austritte das Resultat. Die Mitglieder 
seien nun einmal der König des Vereins, Vorstand 
und Verwalter seien nur die Diener. Die Vereine 
seien aus dem Volk heraus entstanden, der Privat- 
handel dagegen aus dem Kapital. Die Revisionen 
der Treuhandabteilung seien eine Notwendigkeit ge- 
wesen, die Teilnahme eines Abgeordneten des 
V.S.K. an der Generalversammlung würde unan- 
senehm empfunden. Wenn man dem Verband ein 
neues Gewand geben wolle, dann sei es ein be- 
quemes. Auch Herr Stauffacher, Engi, sprach gegen 
die Bezugspflicht. Die hohen Frachten zwingen sie, 
in der Nähe zu kaufen. Dann seien sie gezwungen, 
ihren Landwirten, die zum Teil Mitglieder seien, ihre 
Produkte abzunehmen, auch schon deshalb, weil 
diese Produkte, z.B. Käse, verlangt werden. Dann 
hätten sie mit einem Maislieferanten von Näfels 
bessere Erfahrungen gemacht. Im Winter bei hohem 
Schnee käme z. B. beim Mehl noch Extra-Bahn- 


fracht hinzu. Den Kunden könne man nicht diktieren. 
Zentralisation sei gut, habe aber auch seine Nach- 
teile. Die alte Fassung der Statuten könnte genügen. 
Man sollte die Vereinsbehörden nicht vor den Kopf 
stossen. Herr Graf, Jona, wandte sich gegen Art. 17. 
Dieser führe zu weit und schaffe böses Blut. Zwang 


sei eine harte Sache. Herr Zaugger, Lintthal, sagte, 
dass sie doch mit dem Abonnement des «Gen. Volks- 
bilattes» gleiche Erfahrungen gemacht haben wie in 
Mels. Die Mitglieder wollen einfach nicht. Weiter 
fragte er, ob der Verband nachher nur «Co-op»- 
Artikel vermitteln werde. Herr Würgler, Lachen, 
bekannte sich als Freund der neuen Statuten. Die 
Mitglieder der Verwaltungskommission seien unsere 
Vertrauensleute, und wir als einsichtige Genossen- 
schafter sollen denselben nicht in den Rücken fallen. 
Ueber die Revisionen der Treuhandabteilung sagte 
er, dass diese gut seien. Er habe immer Freude 
daran. Man erhalte Ratschläge und könne mit gutem 
Gewissen vor den Verein treten. Auch das «Gen. 
Volksblatt» möchte er nicht mehr missen, schon der 
Inserate wegen. Herr Zweifel, Schwanden, stellte 
den Ordnungsantrag, heute über diese Statuten nicht 
abzustimmen, damit Herr Dr. Schär nicht enttäuscht 
sıach Hause kehren müsse. Dagegen sollen im Laufe 
des Monats November die Vorstände der Vereine 
zusammengerufen werden, damit die Beratung 
gründlich vorgenommen werden könne. Es gehe nun 
einmal nirgends omne Zwang, weder im Staat noch 
in den Vereinen. Dann herrsche zu viel Aengstlich- 
keit. Versprochen sei ja, dass man die Landespro- 
dukte berücksichtigen werde. Wir stehen in einer 
schweren Zeit, und da sei ein starker Verband gut. 
Es wäre besser gewesen, wenn derselbe während 
des Krieges stärker gewesen wäre. In unserem Inter- 
esse sei es. denselben zu stärken nach innen und 
aussen. Wir müssen in unserm Interesse zusammen- 
arbeiten. In seiner Replik dankt Herr Dr. Schär für 
den Einblick in die Stimmung, die in unserem Kreise 
herrsche. Er wiederholt, dass es nicht die Meinung 
haben solle, dass die Vereine bestimmte Waren nicht 
anderswo beziehen können, wo die besonderen Ver- 
hältnisse dies rechtfertigen. Aus der bisherigen Ent- 
wicklung zeige es sich, dass der V.S.K. schlagkräftig 
gemacht werden müsse. Man wolle mit diesem 
neuen Artikel die Vereine nicht vor-den Kopf stos- 
sen. Sogar der grosse A.C.V. Basel sei für die 
Bezugspflicht und beziehe jetzt schon alle Waren 
beim V.S.K. Dann werde das «Gen. Volksblatt» 
denjenigen Vereinen probeweise zugestellt, die es 
einzuführen wünschen. Darüber, was mit denjenigen 
Vereinen geschehen solle, welche die Statuten nicht 
befolgen, sei noch nicht gesprochen worden. Auch 
wäre es sein Wunsch, wenn Vereine, die ausserhalb 
des Verbandes kaufen, jeden dieser Käufe sofort der 
Verwaltungskommission des V.S.K. mitteilen wür- 
den. Erzwingen wolle man nichts und auch nie- 
mand majiorisieren; was vorgeschlagen werde, ge- 
schehe im Interesse des Verbandes. 

Die Wahlen vollzogen sich rasch. Einstimmig 
wurden alle (inkl. Rechnungsrevisoren) wiederge- 
wählt. Der Vorstand besteht also aus fo'genden 
Herren: Präsident: Rud. Störi, Hätzingen; Vizeprä- 
sident und Kassier: Fritz Michel, Glarus; Aktuar: 
(Georg Meier, Rapperswil; Beisitzer: B. Eggenber- 
zer, Grabs, Th. Hefti, Wallenstadt, P. Vogt, Siebenen, 
und B. Blumer, Engi; Rechnungskommission: Ver- 
walter Zweifel, Schwanden und H. Jörg, Uznach. 


Als nächster Konferenzort wurde Hätzingen be- 
stimmt, während die Vorständeversammlung in Nie- 
derurnen tagen soll. 

Unter allgemeiner Umfrage teilte Präsident 
Störi mit, dass Herr Prof. de Praetere, Redaktor der 
«Coop-Illustrierten», die Vereine ersuche, ihm Bilder 
von ihren Liegenschaften oder sehenswerten Gebäu- 
den ihrer Gegend zu senden zur Veröffentlichung 
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in genanntem Blatt. Herr Störi bat nun die Vereine, | 


diesem Wunsche nachzukommen. Schluss der Ver- 
liandlungen 12.30 Uhr. 

Es liegt dem Berichterstatter die angenehme 
Pflicht ob, dem Konsumverein Weesen herzlich zu 
danken für das flotte Arrangement der Konferenz 
und das schöne Geschenk, das jeder De'egierte nach 
Hause nehmen konnte. Dann auch Anerkennung dem 
Gastgeber und ebenso herzlichen Dank der Musik- 
gesellschaft Weesen für ihre flotten Darbietungen 
während dem Mittagessen. Leider stoben diesmal, 
trotz dem schlechten Wetter, die Delegierten bald 
auseinander, so dass sich das kameradschaftliche 
Leben nicht so entwickelte, wie wir es sonst ge- 
wohnt sind. 


Bericht über die Konferenz des X. Verbands- 
kreises in Vacallo am 8. November 1931. Die Herbst- 
versammlung der Verbandsvereine des Kantons 
Tessin und der Mesolcina fand dieses Mal am 
äussersten Zipfel der Schweiz, im schmucken Dorf 
Vacallo statt. Der freundlichst zur Verfügung ge- 
stellte Gemeinderatssaal konnte die zahlreiche Teil- 
nehmerschait kaum fassen, waren doch ausser den 
Mitgliedern des Kreiskomitees etwa 80 Delegierte, 
die 38 (jenossenschaften vertraten, anwesend. Vor 
Beginn der Sitzung wurde den Teilnehmern, die 
gratis per Autobus von der Station Chiasso nach 
dem Versammlungsort befördert worden waren, ein 
Ehrentrunk seitens des, sein 20-jähriges Jubiläum 
feiernden, Vereins Vacallo gespendet. 

Das kurze Begrüssungswort des Kreispräsiden- 
ten, Herrn Nationalrat Rusca, galt dem Vertreter 
der V.K., Herrn Zellweger, dem Vertreter des Tes- 
sins, Herrn Hübner, sowie den übrigen Delegierten 
und den Behörden der blühenden Genossenschaft 
Vacallo. 

Als Stimmenzähler beliebten die Herren Can- 
toni (Novaggio) und Gilardi (Montagnola). Das Pro- 
tokoll der Frühiahrstagung erhielt einstimmige Ge- 
nehmigung. 

Herr Rusca orientiert sodann die Versammlung 
über den Werdegang des vorliegenden Statuten- 
entwurfes des Verbandes und zitiert die für den 
X. Kreis hauptsächlich in Frage kommenden Artikel. 
Er wünscht zu wissen, ob die Versammlung zur Be- 
handlung in globo oder artikelweise eintreten will. 
Nach erfolgter Aufklärung, dass keine definitive 
Abstimmung über Annahme oder Ablehnung der 
Statuten erfolge, wird beschlossen, den Entwurf 
artikelweise durchzugehen. 

Das Wort wird hierauf an Herrn Zellweger er- 
teilt, der in fast einstündigem Referat sämtliche 
Neuerungen und die Erwägungen, die zu Aende- 
rungen führten, erklärte. Eine Wiedergabe seiner 
Ausführungen ist hier überflüssig, da der Wortlaut 
bereits in anderen Berichterstattungen im Detail be- 
kannt gegeben worden ist. Der Vertreter der V.K. 


erklärte sich gerne bereit, anlässlich der artikel- 
weisen Beratung Missverständnisse oder Unklar- 


heiten eingehender zu behandeln. 

Der Statutenentwurf wird nun artikelweise 
durchgenommen und nur da Halt gemacht, wo ein 
Delegierter das Wort zur Aussprache verlangt. 

Art. 2. Boschetti, Agno, wünscht zu wis- 
sen, welche Instanz zur Prüfung, ob eine Stellung- 
rahme in einer wirtschaftlichen Frage notwendige 
sei, zuständig sei. 

Art. 10. Boschetti, Agno, wünscht, dass 
Vereine, die dem Verband beitreten wollen, ihr Auf- 
nahmegesuch in erster Linie an das Kreiskomitee zu 


richten hätten, welches nach Prüfung der Eignung 
das Gesuch an die V.K. weiterleiten würde. Fonti, 
Lugano, spricht sich gegen diese Forderung aus, 
da es Sache der V.K. sei, zu prüfen, ob die Auf- 
nahme eines neuen Vereins in den Verband gerecht- 
fertigt erscheine oder nicht. 

Art. 17. Cantoni, Novaggio, spricht na- 
mens seines Vereins für die Annahme der in diesem 
Artikel festgelegten Bedingungen. Wir verlangen 
von unseren Mitgliedern, dass sie ihren ganzen Be- 
darf bei unserem Konsumverein decken, und es ist 
somit logisch, dass auch wir Vereine unseren gan- 
zen Bedarf bei unserem Konsumvereine, also beim 
Verbande, decken. Die Erfahrung hat uns gezeigt, 
dass wir mit dem Verband sehr gut auskommen. 
Ein besserer Zusammenschluss wird noch mehr im 
Interesse der Vereine und des Verbandes liegen. 

Dr. Bobbiä, Bellinzona, spricht sich 
ebenfalls für die Annahme des Art. 17 aus, wünscht 
dagegen einen Zusatz von 4 Wörtchen, die heissen: 
«Wenigstens zu gleichen Bedingungen ». Sodann 
macht er die Delegierten darauf aufmerksam, dass 
gemäss Art. 17e die Anträge der Revisionsstelle 
ausgeführt werden müssen, was eine Verschärfung 
gegenüber den früheren Statuten darstelle. Er ist 
sich sodann im Unklaren über Alinea g, wonach 
die Vereine das Pilichtabonnement für ihre Mit- 
glieder auf sich zu nehmen haben, und wünscht zu 
wissen, ob nicht auch in Zukunft ein Teil des Abon- 
nements durch das Mitglied getragen werden könne. 


Boschetti, Agno, spricht -sich gegen 
Art. 17 aus. Derseibe nehme sich in der Theorie 
sehr schön aus, praktisch sei seine Durchführung 
aber unmöglich, und dies hauptsächlich wegen des 
Qualitätsunterschiedes der Waren. Im übrigen kann 
er sich nicht vorstellen, nach welchen gesetzlichen 
Bestimmungen die V.K. die Vereine zum Bezugs- 
zwang anhalten könne, da in der Schweiz doch die 
Handlungsfreiheit gewährleistet sei. Die Annahme 
dieses Artikels würde den Vereinen mehr Schaden 
als Nutzen bringen. 

Della Casa, Chiasso, ist ebenfalls gegen 
Art. 17, da seine Durchführbarkeit praktisch un- 
möglich sei. 

Sowohl Herr Rusca als auch Dr. Bobbiä 
suchen die Bedenken der Vorredner zu zerstreuen 
und glauben gerade, was die Qualität der Waren an- 
belangt, dem Verband gegenüber den Grossisten un- 
bedingt den Vorzug geben zu müssen. Herr Zell- 
weger erinnert an die Gründung des Laborato- 
riums des V.S.K. und glaubt, dass der Verband ge- 
rade wegen der Lieferung erstklassiger Waren zu 
seiner heutigen starken Stellung gekommen ist. Es 
scheint ihm unbegreiflich, dass man theoretisch 
einer Sache zustimmen könne und im gleichen 
Atemzug erkläre, dass sie praktisch nicht durch- 
führbar sei. Den Beweis der Durchführbarkeit ha- 
ben wir übrigens mit über fünfzig Vereinen, dar- 
unter den grössten der Schweiz, erbracht. Vereine, 
die herzlich schlecht gestanden sind und denen nie- 
mand mehr helfen wollte, sind dank dem aus- 
schliesslichen Warenbezug beim Verband wieder 
gerettet worden und stehen heute fester denn ie an 
ihrem Platz. Der Verband hat übrigens noch nie 
etwas zum Schaden der ihm angeschlossenen Ge- 
nossenschaften unternommen und würde deshalb 
auch nicht mit der Polizeihaube die Bezugspflicht 
herbeiführen. Aber die Vereine sollten denn doch 
gegenüber dem Verband so offen sein und beweisen, 
ob sie qualitativ besser und billiger zu kaufen in der 
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Lage sind. Was die Frage der obligatorischen Re- 
visionen anbelangt, so sei dieselbe für den X. Kreis 


ja bereits gelöst, und der Ueberwälzung eines Teiles ' 


der Zeitungsabonnemente auf die Mitglieder stehe 
auch in Zukunft kein Hindernis entgegen. 

Herr Rusca beantragt, über diesen Artikel ab- 
zustimmen, um dem Vertreter der V.K. ein orientie- 
rendes Bild über das pro und contra zu Handen der 
definitiven Statutenbereinigung zu verschaffen. 

Dr. Bobbiä und andere Delegierte sind gegen 
eine solche Abstimmung, und nach lebhafter Dis- 
kussion wird davon Umgang genommen. 

Art. 2l. Dr. Bobbiä wünscht zu wissen, 
ob im Falle Bellinzona die zuviel gezeichneten An- 
teilscheine (infolge Gebietsabtretung und Rückgang 
der Mitgliedschaft) nach Annahme der neuen Sta- 
tuten zurückbezahlt werden. 

Herr Zellweger gibt die nötigen Erklä- 
rungen sowohl über diesen Spezialfall, als auch über 
die freiwilligen Anteilscheine inı allgemeinen. 

Art. 35. Boschetti, Agno, wünscht, dass 
die Zusammensetzung des A. R. nicht nur nach 
Kreisen, sondern nach der Anzahl Vereine der 
Kreise stattfinde. Da Kreis X über 60 Vereine auf- 
weise, gebühre ihm auch eine grössere Vertretung 
im Aufsichtsrat. 

Art. 50. Dr. Bobbiä findet es nicht richtig, 
dass jeder Verein eine Stimme haben soll. Die 
grossen Vereine sollten mehr Stimmen erhalten, da 
solche eher in der Lage sind, die richtigen Leute in 
den Aufsichtsrat zu entsenden. 

Art. 53. Cantoni ist der Auffassung, dass 
der Beitrag an die Kreiskasse zur Verbesserung der 
Lage der Angestellten verwendet werden sollte. Er 
wird durch den Vorsitzenden und Dr. Bobbiä aufge- 
klärt, wonach diese bescheidenen Zuwendungen zu 
vermehrter Propaganda innerhalb des Kreises ge- 
braucht werden und anderen Institutionen für die An- 
gestellten zur Verfügung stehen (Krankenkassen, 
Versicherungsanstalt, Volksfürsorge). 

Die Durchberatung des Statutenentwurfes ist 
damit beendigt, und es wird festgestellt, dass der 
X. Kreis der Vorlage mehrheitlich günstig gegen- 
übersteht. Von einer Abstimmung wird Umgang ge- 
nommen in der Meinung, dass vorerst die Aus- 
sprache vom 13. Dezember 1931 in Basel und der 
definitive Entwurf der neuen Statuten abgewartet 
werden solle. 

Zur Uebernahme der nächsten Frühjiahrskonfe- 
renz meldet sich einzig der Verein Ascona, und 
diese Einladung wird von den Delegierten einstim- 
mig und freudig angenommen. 

Ein Delegierter von Riva S. Vitale wünscht die 
neuen Statuten auch in italienischer Sprache, und 
derienige von Ligornetto ruft die Mitwirkung des 
Kreisvorstandes gegen die fremden Hausierer an. 

Die Versammlung nahm kurz nach 1 Uhr ihren 
Abschluss unter Verdankung an Vacallo für die vor- 
zügliche Organisation der Tagung. 


Nach dem reichhaltigen Bankett wurde den 
Verkaufslokalen und dem Circolo Cooperativo 


ein Besuch abgestattet und im Hofe des letzte- 
ren das zwanzigjährige Jubiläum des Vereins ge- 
feiert. Es folgten Ansprachen seitens des Präsi- 
denten Nessi, des Herrn Nationalrates Rusca und 
von Herrn Zellweger, die beifällig aufgenommen 
wurden. Die meisten Delegierten folgten hierauf 
noch einer Einladung der Firma Fernet-Branca in 
Chiasso zur Besichtigung ihrer Fabrikanlagen. 


Trotzdem der Wettergott die Zusammenkunft vom 
8. November wiederum wie im Frühjahr in Men- 
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‘ drisio gründlich vernässte, sind die Delegierten mit 
grosser Befriedigung und in bester Stimmung über 
den Verlauf der Tagung wieder den heimatlichen 
Penaten zugestrebt. 


\ 
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Revisionsiragen und kein Ende. Es kann vielleicht nichts 
schaden, wenn sich auch noch kurz ein Mann zum Worte 
meldet, der mit Buchhaltungs- und Revisionsfragen sich schon 
vald 20 Jahre beschäftigt, weniger in der Absicht, schon Ge- 
sagtes zu wiederholen, als einen Weg zu skizzieren, der mir 
gangbar erscheint und mit dem vorab die Verbandsvereine auf 
dem Lande sich wohl eher befreunden könnten. 
Noch kaum zu einer Zeit, wie der gegenwärtigen, ist man 
sich in dem Punkte einig, dass überall dort, wo Gelder aus 
dem Volke angelegt sind oder mitarbeiten, eine vermehrte 
Kontrolle nur von Vorteil wäre. Diese Tendenz wird auch 
ohne weiteres dazu führen, dass in den nächsten Jahren die 
Nachfrage nach Berufsrevisoren eine grössere sein wird. Es 
wird iedoch übersehen, dass auch Bücher-Experten, auch 
wenn sie noch so gut ausgebildet sind, nur Menschen sind 
und eben aus diesem Grunde auch nicht immer alles sehen 
können. So wurde vor etwas mehr als einem Jahr ein 
grösserer Gemeindebetrieb in der Ostschweiz, der schon Jahre 
hindurch Anlass zu Kritik gab, von einem Berufsrevisor ge- 
prüft, mit dem Ergebnis, dass dieser Mann aus dem Fache 
alles in Ordnung befand; auch ein Funktionär des Staates 
kam zum gleichen Resultat. Erst die nachfolgende Rech- 
nungskommission, aus Bankbeamten und Buchhaltern zusam- 
mengesetzt, kam den Unterschlagungen auf die Spur, die so- 
gar die Summe von Fr. 50,000.— überstiegen und welche sich 
auf volle 10 Jahre verteilten. 
Auf Grund meiner bisherigen Erfahrung auf dem Gebiete 
des Rechnungswesens halte ich es darum mit jenem Genos- 
senschafter, der für Rechnungskommissionen und Treuhand- 
ist. Beide Institutionen haben ihren Auf- 
Abgesehen davon, dass Leute am Ort teils die 
und teils auch die betreffenden 
Funktionäre, so gibt es doch auf dem Gebiete der Revision 
derart viele Arbeiten von untergeordneter Bedeutung, dass 
damit nicht unbedingt durchgebildete Fachleute belastet wer- 
ein Gebot der Klugheit, die 
wie man sie immer 

zusammenzusetzen, 


stelle eingetreten 
gabenkreis. 
Verhältnisse besser kennen 


den müssen. Es ist immerhin 
Rechnungs- oder Revisionskommission, 
nennen möge, aus Genossenschaftern 
welche sich in der Materie einigermassen auskennen; auch 
haben es die Verbandsvereine in ihrer Macht, das entspre- 
chende Reglement so auizusetzen, dass zum Beispiel viertel- 
jährliche Kontrollen gemacht werden müssen mit schriftlichem 
Rapport an den Vorstand. Eine Rechnungskommission kann 
auch zur Führung eines Protokolles angehalten werden, damit 
man auch immer sieht, was kontrolliert wurde. Sollte es sich 
in einer Genossenschaft trotz allen Anstrengungen einmal er- 
geben, dass eine befriedigende Besetzung der Revisions- 
kommission unmöglich ist, dann ist es eben Pflicht des Vor- 
standes, die Kontrollarbeiten 
übertragen. 


unserer Treuhandabteilung zu 
G.H. 


u 
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Aus unserer Bewegung 


d 


Degersheim. Sonntag, den 11. Oktober, fand die ordent- 
liche Generalversammlung der Konsumgenossenschaft Degers- 
heim und Umgebung statt. Sie erfreute sich trotz des wunder- 
Herbstwetters eines ordentlichen Besuches. Proto- 
fanden einstimmige 


N 


schönen 
koll, Jahresbericht und Jahresrechnung 
Genehmigung. Im Jahresbericht weist die Verwaltung auf 
einen bedauerlichen Rückgang des Umsatzes hin. Als Ur- 
sachen dafür werden die herrschende Krisis in der Stickerei- 
industrie und die wirtschaftlichen Verhältnisse im allgemeinen 
betrachtet. Aber auch gewisse Fehler, die im Betriebe vor- 
gekommen sind, blieben nicht unerwähnt. Die neue Konkur- 
renz der Migros A.G. besteht nur scheinbar; denn wenn die 
Mitglieder die Preise des Konsumvereins mit der Rückvergü- 
tung von 8% mit denjenigen der Migros vergleichen, so wird 
es klar, dass letztere ihnen keine Vorteile zu bieten vermag. 
Mit Recht betont der Berichterstatter, dass es gewiss die 
grösste Aufgabe der Konsumgenossenschaft sei, möglichst bil- 
lige Preise zu halten, dass jedoch die Qualität der Ware und 
das gesunde Geschäftsgebaren nicht darunter leiden dürfen. 
Denn nichts sei gefährlicher, als am Fundament einer Genos- 
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senschäft zu rütteln. — Das finanzielle Ergebnis ist befriedi- 
gend; der Reingewinn erlaubt wiederum 5% Rabatt und 3% 
Rückvergütung. Dem Reserveionds werden Fr. 494.05 zuge- 
wiesen, was den statutarischen Bestimmungen entspricht. Die 
Mobilien stehen mit Fr. 1.— zu Buch und die Immobilien mit 
Fr. 28,200.—. Von diesem Konto sollen wiederum Fr. 300.— 
abgeschrieben werden. Mit dieser Abschreibung stelıt das 
Geschäftshaus, das einen Brandassekuranzwert von 42,000 Fr. 
ohne Zusatzversicherung aufweist, mit Fr. 27,900.— zu Buch. 
Der Reservefonds steigt durch die Zuwendung aus dem Rein- 
gewinn auf rund Fr. 18,200.—. 

Der Verteilungsplan, den der Verwaltungsrat der Haupt- 
versammlung vorlegte, wurde einstimmig gutgeheissen. 

Anträge von seiten der Mitglieder wurden keine einge- 
reicht. Hingegen erliielt ein Antrag des Verwaltungsrates die 
einstimmige Genehmigung, wonach der Verwaltung die Kom- 
petenz erteilt wurde, nach ihrem Gutfinden die Zahl der Be- 
züger des (Genossenschaftlichen Volksblattes zu erweitern. 
Somit erhalten alle Mitglieder, die es wünschen — bis jetzt 
waren es nur etwa 100 — das Genossenschaftliche Volksblatt 
gratis zugestellt. Der Verwaltungsrat hofft dadurch, eine ver- 
mehrte Zalıl von Mitgliedern mit dem Genossenschaftswesen 
vertraut zu machen. Nachdem die Anwesenden noch zu treuem 
Zusammenhalten in der Genossenschaft aufgefordert worden 
waren, konnte der Präsident die in jeder Beziehung schön 


verlaufene Versammlung schliessen. E.K 
Konsumverein llanz und Umgebung. (Korr.) Nach der 
Gründung des Konsumvereins Ilanz hatte man zwei Lokale 


des Ilanzerhoies, eines ehemaligen Gasthofes, gemietet. Von 
der Erwerbung des letztern musste der Verwaltungsrat schon 
aus finanziellen Gründen vorläufig absehen. Der ungeahnte 
Aufschwung unserer Genossenschaft jedoch hat uns die Mittel 
verschafft, den Ilanzerhof käuflich zu erwerben. Er liegt in 
nächster Nähe des Bahnhotes und bietet deswegen gewisse 
Vorteile. Wir waren uns jedoch von vornherein bewusst, dass 
die innere Ausstattung der Räume nicht unserem Zweck ent- 
spricht und deshalb verschiedene Aenderungen erforderlich macht. 
Aus der Mitte unserer Mitglieder wurde der Wunsch geäussert, 


den Laden zu vergrössern, um dadurch mehr Platz zu ge- 
winnen, was durch die Hinzunahme eines breiten Hausganges 
möglich ist. Der jährlich gesteigerte Warenumsatz hat den 
Verwaltungsrat veranlasst, den proiektierten Umbau zu be- 
schleunigen. Im letzten Herbst sind die Arbeiten nach den 
Plänen des Herrn Architekten Mösch ausgeführt worden. 
Grosse Schaufenster beleuchten den früher eher dunkeln 


Laden. Eine bessere und zweckmässigere Placierung der Ge- 
stelle gestattet, mehr Artikel aufzustellen. Die Entfernung der 
Gangmauern macht den Schuhladen vom Warenladen nunmehr 
durch eine einzige Türe erreichbar und ermöglicht eine bes- 


sere Aufsicht desselben. Infolge steigenden Fleischkonsums 
war mai genötigt, einen Kühlschrank anzuschaffen. Auch 


wurde unter der jetzigen Haustreppe ein Petroleum-Tank ge- 
baut. Unsere Genossenschaft hofft, für viele Jahre keine Re- 
novationsarbeiten vornehmen zu müssen. 

Auf einen Umstand möchte ich noch hinweisen. Der stets 
zunehmende Warenumsatz ist wohl der beste Beweis, dass 
die Genossenschaftsidee im Volke Wurzel gefasst hat. Meines 
Erachtens ist die vermehrte Verwertung von Produkten ein- 
heimischer Provenienz ein dringendes Gebot unserer bündne- 


rischen Genossenschaften. Viele unserer Mitglieder sind ge- 
radezu gezwungen, ihre Produkte dem Privathandel abzu- 


geben, weil sie sonst keinen andern Abnelımer finden. Selbst- 
verständlich sollte, um dieser Aufgabe gerecht zu werden, 
eine Sammelstelle geschaffen werden, weil ein einziger Kon- 
sum für alle Produkte keine Verwertungsmöglichkeit findet. 
Die Schweiz gibt Millionen für fremdes Obst und Südfrüchte 
aus, während die Obstbauern für ihre Früchte keinen Ab- 
nehmer finden. Ich verkenne die Schwierigkeiten, die sich 
diesem Problem entgegenstellen, keineswegs. Sie sind, guten 
Willen vorausgesetzt, jedenfalls zu überwinden; es braucht 
dazu etwas Solidaritätsgefühl. Gerade dieses Jahr wäre man 
froh, selbst bei niedrigen Preisen, das Obst los zu werden, 
statt es verfaulen zu lassen. Ein gegenseitiger Warenaus- 
tausch sollte möglich sein und würde beiden Teilen zum Segen 
gereichen. St 


Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungskommission 
vom 10. November 1931. 


1. Die Societ6G de consommation Fontainemelon, 
die an der letzten Delegiertenversammlung als Mit- 
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glied der Kontrollstelle des V.S.K. gewählt wurde, 
berichtet, dass sie die Herren Jules Ganiere, Präsi- 
dent, und William Fesselet, Sekretär des Verbands- 
vereins in Fontainemelon, als Revisoren des V.S.K. 
bezeichnet habe. 

2. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind folgende Zuwendungen 
gemacht worden: 


Konsumverein Reinach-Menziken Fr. 200.— 
Konsumverein Kirchberg » 100.— 
Kreisverband V des V.S.K. (Aargau) » 250.— 


Diese Zuwendungen werden bestens verdankt. 


Genossenschaftlicher Arbeilsmarkt 


Angebot. 


Tishiger, selbständiger, zuverlässiger Bäcker sucht Stelle 
in Genossenschaitsbäckerei. Alter 30 Jahre, verheiratet. 
Offerten erbeten unter Chiffre R. S. 158 den 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 
9H;hrige Tochter, gesund und zuverlässig, mit zweijähriger 
Lehrzeit und einjähriger Betätigung in einem Konsum- 
laden, sucht weitere Beschäftigung in einem solchen. Beschei- 
dene Ansprüche. Zeugnisse und Referenzen stehen zur Ver- 
fügung. Anfragen sind zu richten unter Chiffre P. G. 162 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


an Verband 


ir suchen für jungen Mann mit flotter Handschrift, der bei 
uns eine zweijährige Lehrzeit beendet und zwei Jahre als 
Verkäufer und Magaziner tätig war, der gegenwärtig im Frei- 
dorf (Gen. Seminar) einen Vierteliahreskurs absolviert, eine 
Stelle in Konsumverein. Eventuell auch zur Mithilfe auf Bureau. 
Offerten an den Konsumverein Lachen (Schwyz). 
go ihriser. verheirateter Bäcker, mit prima 
sucht Stelle in Konsumbäckerei. Gefl. 
A, Egli, Bäcker, Hurnen bei Eschlikon (Thurgau). 


eriöse Tochter, welche eine Lehrzeit in Konsumverein be- 
standen, sucht Stelle als Verkäuferin. Prima Zeugnisse vor- 
handen. Ofierten erbeten unter Chiffre M. F. 165 an den Ver- 
band schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Zeugnissen, 
Offerten an 


@) 


Tiiehtige Verkäuferin sucht Stelle in Konsumverein. Eintritt 
nach Uebereinkunft. Offerten unter Chiffre A. T. 166 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Soeben erschienen: 


Das Schaufenster 
der schweizerischen Konsumvereine 


unter besonderer Berücksichtigung der 
Eigenmarke Co-op 


Eine Sammlung v. Schau- 
fenstervorlagen und Erläu- 
terungen über die Grund- 
lagen der Schaufensterde- 
korationen und derFarben- 
lehre von Anny Eichhorn. 


Mit 45 Bildern 
Preis netto Fr. 10.- 


Bezug nur durch Konsumvereine od. Konsumverbände 


Basel, Buchhandlung des V.S.K. 


Redaktionsschluss: 12. November 1931. 
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